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5Vorwort

Es gehört zum Auftrag des Sachverständigenrates für 
Verbraucherfragen (SVRV), in seinen Gutachten und 
Stellungnahmen die Situation der Verbraucherinnen 
und Verbraucher aufzuzeigen und dabei nicht nur 
Verbraucherinteressen in ihrer ganzen Breite zu be-
rücksichtigen, sondern auch auf etwaige spezifische 
Problemlagen hinzuweisen. Vor diesem Hintergrund 
problematisiert der vorliegende Policy Brief das The-
menfeld der „Verbraucherkommunikation“. Sein we-
sentliches Ziel besteht im qualifizierten und zielgrup-
pengerechten Transfer empirisch bewährter Theorien 
und Konzepte der betrieblichen (Marketing-)Kommuni-
kation in die Verbraucherpolitik. Zudem sollen etwaige 
Managementdefizite thematisiert werden, wie bspw. 
eine nicht hinreichend operationale Zielsetzung, ggf. 
wenig adäquate Budgetierungen sowie fehlende Impact-
Assessments.

Im Gegensatz zu anderen Stellungnahmen und Policy 
Briefs, die der SVRV in den letzten Jahren vorgelegt 
hat, beinhaltet dieser Policy Brief keine empirische 
Studie. Die Empfehlungen basieren vielmehr auf der 
Expertise der Ratsmitglieder, die sich in verschiede-
nen Kontexten mit dem hier angesprochenen Problem-
feld der Verbraucherkommunikation manifestiert hat. 
Die methodische Grundlage besteht in einer Literatur-
analyse, deren Ergebnisse an einigen Stellen auf zwei 
verbraucherpolitisch aktuelle Projekte, mit denen sich 
der SVRV bereits befasst hat, bezogen werden. Hierbei 

handelt es sich um die im Kontext der Diskussion um 
ein Recht auf Reparatur angedachte Einführung eines 
„Reparaturlabels“ sowie den im Kontext der Nationa-
len Kreislaufwirtschaftsstrategie (NKWS) diskutierten 
„Digitalen Produktpass“ (DPP). Diese Auswahl verbin-
det der SVRV mit der Hoffnung, die für diese komple-
xen Projekte maßgeblichen Entscheidungsträgerinnen 
und -träger unterstützen zu können.

Die Erstellung des vorliegenden Policy Briefs wäre 
ohne die engagierte Unterstützung von Dr.  Vita 
Zimmermann (Institut für Verbraucherwissenschaf-
ten, Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf) und Sas-
kia Flachs, M.Sc. (Fachgebiet Wirtschaftspsychologie, 
Abteilung Human-centered Computing and Cognitive 
Science, Fakultät für Informatik der Universität Duis-
burg-Essen) nicht möglich gewesen. Der SVRV spricht 
beiden dafür seinen herzlichen Dank aus.

Zudem dankt der SVRV allen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern seiner Geschäftsstelle für die erneut 
überaus engagierte Mitarbeit bei der Realisierung des 
vorliegenden Textes.

Die inhaltliche Verantwortung für diesen Policy Brief 
tragen die Ratsmitglieder.

Berlin, im September 2024

Vorwort
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Executive Summary 

Um transformative Prozesse erfolgreich zu gestal-
ten, verfügt die Verbraucherpolitik über eine Viel-
zahl von Instrumenten. Ein nach wie vor wichtiges 
Instrument stellt die Verbraucherinformation dar. 
Die Ergebnisse unserer Analyse zeigen, dass das In-
formationsparadigma der Verbraucherpolitik nicht 
per se problematisch ist, sondern vielmehr, dass 
es einer Reflexion und Weiterentwicklung bedarf. 
Vieles, was als Verbraucherinformation bezeichnet 
wird, erfüllt lediglich den Anspruch der Bereitstel-
lung von Daten. Zudem zeigt sich, dass es im Hinblick 
auf die Verbraucherkommunikation noch erhebliche 
Professionalisierungspotenziale gibt. Die systemati-
sche Integration entsprechender kommunikations- und 
wirtschaftswissenschaftlicher Erkenntnisse könnte 
hier genauso hilfreich sein wie die Berücksichtigung 
psychologischer Konzepte, Methoden und Theorien.

Empfehlungen
Angesichts unserer Ergebnisse empfehlen wir der Ver-
braucherpolitik, bei der Planung, Realisation und Kon-
trolle kommunikativer Maßnahmen sowie bei der Ge-
staltung der Verbraucherinformation die von uns hier 
angesprochenen Aspekte und Hinweise zu berück
sichtigen. Konkret spricht der SVRV die folgenden 
Empfehlungen aus:

1. EMPFEHLUNG
Die Verbraucherpolitik sollte beachten, dass eine Be-
reitstellung von Daten und Labeln nicht unmittelbar 
auch eine Verbraucherinformation darstellt. Dies ist 
nur dann der Fall, wenn die Datenbereitstellung eine 
Wirkung bei den Verbraucherinnen und Verbrauchern 
entfaltet. Der SVRV weist darauf hin, dass viele ver-
meintliche Verbraucherinformationen diesen An-
spruch nicht erfüllen.

2. EMPFEHLUNG
Verbraucherpolitische Kommunikationsmaßnahmen 
sollten künftig besser strukturiert werden. Einen mög-
lichen Ansatz dafür bildet der sogenannte „Regelkreis 
der Marktkommunikation“. In diesem Zusammenhang 
sollte vor der jeweiligen Maßnahme zunächst einmal 
der mit der jeweiligen Zielvariable (z. B. Akzeptanz 
und Nutzung eines neuen Labels) verbundene Ist-Zu-
stand definiert und nach Möglichkeit erfasst werden. 
Darauf aufbauend sollte die Politik operationale Ziele 
definieren, verschiedene Strategien zur Rahmung der 
jeweiligen Maßnahmen entwickeln und diskutieren so-
wie vorab die notwendigen finanziellen und nicht-finan-
ziellen Mittel zur Verfügung stellen. Ergänzend sollten 
bereits im Vorfeld Maßnahmen und Methoden zur Ziel-
erreichungskontrolle entwickelt und etabliert werden. 
Geschieht dies nicht, besteht die Gefahr, dass die ent-
sprechenden Maßnahmen wirkungslos verpuffen und 
die finanziellen Mittel verschwendet werden.

3. EMPFEHLUNG
Eine wichtige Determinante der kommunikativen Wir-
kung bildet das Involvement der Verbraucherinnen und 
Verbraucher. In Bereichen, Situationen, Bedarfsfeldern 
und Verbrauchergruppen, in denen dieses Involvement 
nicht vorhanden ist, sollten Maßnahmen entwickelt 
werden, um es zu schaffen. Gelingt dies nicht in hinrei-
chendem Maße, sollte der entsprechende Mitteleinsatz 
kritisch geprüft werden.

4. EMPFEHLUNG
Bei der Gestaltung kommunikativer Maßnahmen soll-
te gerade im Hinblick auf die oft erfolgskritische Be-
deutung sozialer Medien der Aspekt der zweistufigen 
Kommunikation verstärkt berücksichtigt werden. Da-
mit einhergehend könnte die Schaffung und Koordina-
tion eigener kommunikativer Ressourcen und Kompe-
tenzen im digitalen Kontext weiterentwickelt werden. 
Zudem wäre es ratsam, ggf. bedarfsfeldspezifische 
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Kommunikationsnetzwerke zu bilden bzw. weiterzu-
entwickeln. In diesem Zusammenhang wäre auch die 
Entwicklung und Nutzung ggf. spezifischer Ansätze 
der Erfolgskontrolle ratsam, die eine systematische 
Weiterentwicklung der verbraucherpolitischen Kom-
munikationsfähigkeiten ermöglichen.

5. EMPFEHLUNG
Immer dann, wenn es das Ziel der Verbraucherpolitik 
ist, die Verbraucherinnen und Verbraucher zu einem be-
stimmten Verhalten zu motivieren, sollten bei der Ent-
wicklung entsprechender Maßnahmen die Erkenntnisse 
der Selbstbestimmungstheorie beachtet werden. Wich-
tig wäre es dabei, die Autonomie der Verbraucherinnen 
und Verbraucher im Blick zu haben bzw. zu stärken. 
Dieser Aspekt sollte auch bei der Nutzung von Ansät-
zen und Instrumenten berücksichtigt werden, die unter 
dem Rubrum „Nudging“ diskutiert werden. Bei deren 
Integration wäre zudem eine ergänzende Prüfung ihrer 
(ökologischen) Validität ratsam. Hier könnten verbrau-
cherwissenschaftliche Expertisen, die unter anderem 
im Bundesnetzwerk Verbraucherforschung vorhanden 
sind, wertvolle Beiträge leisten.

6. EMPFEHLUNG
Im Hinblick auf die Frage, wie man Verbraucherinnen 
und Verbrauchern ein bestimmtes Verhalten nahelegen 
kann, sollte die Verbraucherpolitik nicht nur Wissen 
und Einstellungen der Verbraucherinnen und Verbrau-
cher adressieren, sondern auch verstärkt den Aspekt 
der Handlungsumsetzung adressieren. Modelle der 
Handlungsphasen, das Konzept der Durchführungs
intentionen und die Construal-Level-Theorie bieten hier 
wichtige Ansatzpunkte. Gemeinsame Erkenntnis dieser 
Ansätze ist, dass Kommunikation konkreter und bezo-
gen auf Handlungssituationen ausgerichtet sein sollte. 
Dies lässt sich u. a. erreichen durch konkrete Anwen-
dungshinweise und den Einsatz von Szenarien, um Ver-
braucherinnen und Verbrauchern die aktive Nutzung im 
Alltag zu verdeutlichen. Neben der medialen Kommuni-
kation könnten diese Ansätze auch in der Verbraucher-
beratung eine systematische Berücksichtigung finden. 

1	 Dies wird deutlich, wenn man diesen Betrag in Relation setzt zu den Werbeausgaben im betrieblichen Bereich. Diese beliefen sich bspw. 
bei Procter & Gamble, dem größten Werbetreibenden in Deutschland, allein im Mai des Jahres 2024 auf gut 192 Mio. Euro (Saal, 2024). 
Dies entspricht dem 27-Fachen des jährlichen BMUV-Budgets für Verbraucherinformation.

Die Verbraucherpolitik könnte hier einen systematischen 
Wissenstransfer zwischen Verbraucherforschung und 
Verbraucherberatung mit dem Ziel der weiteren Profes-
sionalisierung der Verbraucherberatung ermöglichen. 
Denkbar wären bspw. die Etablierung entsprechender 
Wissenstransferformate bzw. von kooperativ angelegten 
Institutionen (z. B. „Kompetenznetzwerk Verbraucher-
kommunikation“). Diese könnten u. U. auch kooperative 
Forschungsprojekte betreiben, um die entsprechenden 
Theorien und Ansätze den spezifischen Bedarfen der 
Verbraucherberatung anpassen zu können. Hierzu wäre 
eine Erhöhung der für die Verbraucherforschung vorge-
sehenen Mittel notwendig. 

7. EMPFEHLUNG
Insgesamt erscheint es notwendig, für die Verbraucher-
kommunikation deutlich mehr Mittel zur Verfügung zu 
stellen. Die derzeit im Haushalt des BMUV für die Ver-
braucherinformation budgetierten gut 7 Mio. Euro dürf-
ten keinesfalls ausreichend sein, um eine den aktuellen 
Herausforderungen entsprechende Verbraucherkommu-
nikation zu ermöglichen.1 
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1.1	 Die Ausgangslage

Ein wesentliches, langfristig verfolgtes, gleichwohl oft 
implizites Ziel der Verbraucherpolitik ist es, den Ver-
braucherinnen und Verbrauchern selbstbestimmte 
und informierte Entscheidungen zu ermöglichen. Ver-
braucherinformation und -bildung sind dabei zentrale 
Bestandteile bzw. Instrumente der Verbraucherpolitik. 
Sie werden regelmäßig mit Maßnahmen der Verbrau-
cherkommunikation verbunden. Daneben haben diese 
drei  Instrumente – Information, Bildung und Kommuni-
kation – aber auch in krisenhaften Zeiten eine besonde-
re Bedeutung. Ein Instrument zur Bewältigung von Kri-
sen, wie sie z. B. in der Corona-Pandemie (u. a. Dehmel 
et al., 2020)2 oder in der Energie-Krise in Erscheinung 
getreten sind, bildet eine effektive (Krisen-)Kommuni-
kation. Möchte die (Verbraucher-)Politik also langfris-
tig sowie auch in Zeiten von Krisen und Transformation 
handlungsfähig sein, braucht sie neben einer effekti-
ven Gestaltung der Verbraucherinformation und einer 
wirksamen Verbraucherbildungspolitik auch ein leis-
tungsfähiges und evidenzbasiertes Kommunikations
management sowie entsprechende Infrastrukturen.

Diese Voraussetzungen sind derzeit nicht immer er-
füllt. Insbesondere scheinen viele Maßnahmen wenig 
theoretisch fundiert bzw. evidenzbasiert zu sein. In der 
Folge gelingt es der Verbraucherpolitik nicht immer, 
die gesetzten Informations-, Bildungs- und Kommuni-
kationsziele zu erreichen (u. a. SVRV, 2021).

2	 Vgl. dazu kritisch Schmoll (2022).

1.2	 Zielstellung und Methodik

Vor diesem Hintergrund problematisiert der vorliegen-
de Policy Brief einige eher grundlegende Aspekte im Be-
reich der Verbraucherinformation und fokussiert dann 
das Themenfeld der „Verbraucherkommunikation“. 
Sein wesentliches Ziel besteht im qualifizierten und 
zielgruppengerechten Transfer empirisch bewährter 
Theorien und Konzepte der betrieblichen (Marketing-)
Kommunikation in die Verbraucherpolitik. Zudem sollen 
etwaige Managementdefizite thematisiert werden, wie 
bspw. eine nicht hinreichend operationale Zielsetzung, 
ggf. wenig adäquate Budgetierungen sowie fehlende 
Impact-Assessments. Das Thema ist immer wieder 
relevant und kann ex-ante, ex-interim oder ex-post zu 
Krisen positioniert werden. Es kann aber auch bereits 
bestehende Vorhaben flankieren (z. B. die europäische 
Verordnung über künstliche Intelligenz).

1  Warum eine effektive  
Verbraucherinformation und  
-kommunikation wichtig ist
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Bevor im Folgenden das Themenfeld der Verbraucher-
kommunikation konkretisiert wird, sollen zunächst 
noch einmal die der Verbraucherpolitik aus Sicht des 
SVRV grundsätzlich zur Verfügung stehenden Ins-
trumente, mit denen eine Wirkung auf das Verbrau-
cherverhalten erzielt werden kann, überblicksartig 
skizziert werden (vgl. Abb. 1). Dieser Überblick soll 
in Erinnerung rufen, dass die Verbraucherkommunika-
tion nur eins dieser Instrumente ist, die sich allerdings 
hinsichtlich ihrer Eingriffstiefe3 bzw. der politischen 
Durchsetzbarkeit unterscheiden. Bei der Auswahl der 
Instrumente sollte daher deren Verhältnismäßigkeit 
beachtet werden.

3	 Nach ihrer Wirkungsweise können sanfter und härter eingreifende Instrumente unterschieden werden. Insbesondere im öffentlichen Recht 
wird auch zwischen direkt regelnden und indirekt steuernden Instrumenten unterschieden. Direkte Steuerungsinstrumente (direkt regelnde 
Instrumente) legen für den Adressaten unmittelbar geltende Pflichten fest. Indirekte Steuerungsinstrumente (indirekt wirkende Regeln) 
sollen hingegen über eine Anreizfunktion den Adressaten zu einem verbraucherpolitisch gewünschten Verhalten führen. Je nach Perspektive 
kann damit auch der Begriff „Eingriffstiefe“ unterschiedlich definiert werden. Fuhrberg (2020) versteht darunter bspw. das „Maß der Frei-
willigkeit“, Behrendt et al. (2018) hingegen die „empfundene Einschränkung bzw. Aufwand“.

Die stärkste Eingriffstiefe haben regulative Instrumen-
te. Dazu zählen insbesondere ordnungsrechtliche Maß-
nahmen bzw. Gebote und Verbote, Gesetze, Erlasse 
und Verordnungen, Genehmigungsbedingungen sowie 
Auflagen. Hinzu treten Normen und Standards. Alterna-
tiv werden diese Instrumente auch als „direkte Steue
rungsinstrumente“ bezeichnet. Den hierbei zum Ein-
satz kommenden Koordinationsmechanismus bildet die 
Hierarchie des Staates. Dieser wirkt durch die Andro-
hung von Zwang über Gebote und Verbote sowie ent-
sprechende Sanktionen bei Nichteinhaltung. Regulative 
Instrumente haben eine hohe Effektivität; sie wirken 
rasch und weisen tendenziell eine hohe Treffsicherheit 
auf. Diesen potenziellen Vorteilen stehen allerdings als 

2  Das verbraucherpolitische  
Instrumentarium

Regulative 
lnstrumente
(Ge- und Verbote)

Verbraucher(schutz)recht

Wettbewerbsrecht

Ökonomische 
lnstrumente

Negative Anreize (meist finanziell; Steuern)

Positive Anreize (meist finanziell; Subventionen)

Ermächtigung
•	 Beteiligung
•	 Organisation
•	 Kompetenz

Befähigung
•	 Information
•	 Beratung
•	 Bildung

Eingriffstiefe

Abbildung 1: Das verbraucherpolitische Instrumentarium.
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Nachteile ein hoher administrativer Aufwand für den 
Staat, die Notwendigkeit zur Verwaltung und Kontrolle 
zur Durchführung von Sanktionen sowie etwaige Reak-
tanzen (Widerstände) bei den Adressaten dar. Die politi-
sche Durchsetzbarkeit entsprechender Maßnahmen ist 
daher situativ unterschiedlich und hängt ganz maßgeb-
lich vom „Handlungsdruck“ ab. Zu beachten ist, dass 
entsprechende Maßnahmen auf Bundesebene oft einen 
relativ hohen Koordinationsaufwand darstellen, da re-
gelmäßig mehrere Ressorts an entsprechenden norma-
tiven Prozessen zu beteiligen sind. Zudem sind oft auch 
die Länder zu beteiligen (z. B. im Bereich der Aufsicht). 
Klassische verbraucherpolitische Normen sind das Ge-
setz gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG), das Ge-
setz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) sowie 
unterschiedliche Einzelnormen, die dem „Verbraucher-
schutzrecht“ zugerechnet werden können.

Die zweite Instrumentenebene bilden die ökonomi-
schen Instrumente. Sie entfalten ihre Wirkung durch 
die Anreizsetzung für oder gegen bestimmte Hand-
lungen. Die jeweiligen Anreize können sowohl finan-
ziell als auch nicht-finanziell sein, wobei im Verbrau-
cherkontext überwiegend finanzielle Anreize gesetzt 
werden. Da die Nutzung der jeweiligen Anreize eine 
Mitwirkung der Verbraucherinnen und Verbraucher 
voraussetzt, wirken ökonomische Instrumente regel-
mäßig indirekt und zeitverzögert. Dies wurde bspw. im 
Rahmen der Energiekrise 2022/2023 deutlich: Durch 
die Vielzahl der Maßnahmen und Anreize haben viele 
Verbraucherinnen und Verbraucher den Überblick ver-
loren. Die Wirkung der entsprechenden Maßnahmen 
war dementsprechend geringer.4

Je nachdem, welche Anreizarten verwendet werden, 
kann man von positiven oder negativen Instrumenten 
sprechen. Positive Instrumente sollen das politisch er-
wünschte Verhalten belohnen. Dazu zählen Subventio-
nen durch den Staat, d. h. Leistungen aus öffentlichen 
Mitteln an die Verbraucherinnen und Verbraucher, aber 
auch an die Unternehmen, wenn diese die entspre-
chenden Subventionen über den Preismechanismus an 
die Verbraucherinnen und Verbraucher weitergeben.

Negative Instrumente sollen das politisch unerwünsch-
te Verhalten hingegen bestrafen. Das klassische Bei-
spiel sind Steuern (d. h. öffentlich-rechtliche Abgaben 

4	 Vgl. Grimm & Groß (2023).

5	 Vgl. Steffens (2018). 

ohne Anspruch auf individuelle Gegenleistung). Geben 
Unternehmen diese durch höhere Preise an die Ver-
braucherinnen und Verbraucher weiter, entsteht die 
erwünschte Lenkungswirkung. Ein aktuelles Beispiel 
für einen solchen Mechanismus bildet die CO2-Steuer 
(Groß et al., 2022) oder die in der Diskussion befind-
liche Erhöhung der Umsatzsteuer auf Fleisch- und 
Wurstprodukte auf den Regelsteuersatz von 19  Pro-
zent (Norddeutscher Rundfunk, 2024).

Ein großer Vorteil der ökonomischen Instrumente ist 
der geringe administrative Aufwand für den Staat, der 
dazu führt, dass weniger Kontrollen notwendig sind. 
Nachteilig ist, dass diese Maßnahmen als unsozial 
betrachtet werden könnten (z. B. trifft eine Preiserhö-
hung über Steuern die Einkommensgruppen unter-
schiedlich).

Das Merkmal der „Ermächtigung“ ist die Übertra-
gung von Verantwortung (engl. „empowerment“) an 
eine bestimmte gesellschaftliche Gruppe, Organisa-
tion oder Behörde. Hierbei handelt es sich um Strate
gien und Maßnahmen, die den Grad an Autonomie 
und Selbstbestimmung erhöhen sollen. Aus Sicht der 
Verbraucherpolitik wird damit oft das Ziel verbunden, 
dass die Verbraucherinnen und Verbraucher ihre Inte
ressen (wieder) eigenmächtig, selbstverantwortlich 
und selbstbestimmt vertreten bzw. wahrnehmen kön-
nen. Ein aktuelles Beispiel hierfür stellt das Verbands-
klagerecht dar.

Grundsätzlich lassen sich drei Arten der Ermächtigung 
unterscheiden. Bei der Beteiligung steht die Ermög-
lichung der Mitgestaltung der verbraucherpolitischen 
Agenda sowie die Ermöglichung der Mitgestaltung ver-
braucherpolitischer Instrumente im Vordergrund. Bei 
der Organisation liegt der Fokus auf der Einrichtung 
von Verbraucherorganisationen, die sich für die Be-
lange der Verbraucherinnen und Verbraucher einset-
zen. Ziel ist regelmäßig die Stärkung der kollektiven 
Verbraucherposition durch Kräftebündelung sowie 
die Gegenmachtbildung in Organisationen. Die Re-
organisation des Verbraucherschutzes um die Jahr-
tausendwende, aus der der Verbraucherzentrale Bun-
desverband (vzbv) hervorgegangen ist, ist beispielhaft 
dafür.5 Bei der Kompetenz geht es schließlich um eine 
Ausweitung der verbraucherpolitischen Kompetenzen, 
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z. B. durch die Stärkung des verbraucherpolitischen 
Gedankens in staatlichen Institutionen. Ein Beispiel da-
für ist die Erweiterung des Bundeskartellamts um ein 
verbraucherpolitisches Mandat durch den Koalitions-
vertrag 2014.

Die Verbraucherbefähigung zielt schließlich darauf ab, 
sicherzustellen, dass Verbraucherinnen und Verbrau-
cher u. a. eigenständig und selbstbewusst Konsum-
entscheidungen treffen können. Die Grundidee dieser 
Instrumente-Gruppe besteht darin, das politisch er-
wünschte Verhalten durch die Bereitstellung einer 
besseren Entscheidungsgrundlage durch unverbind
liche informationelle Maßnahmen zu erreichen.

Die entsprechenden Instrumente können in drei Arten 
unterteilt werden, und zwar Instrumente im Bereich 
der Information, der Beratung und der Bildung. Unter 
Verbraucherinformation kann man dabei die Weiter-
gabe zusammenhängender Fakten an Verbraucher 
verstehen.6 Im Zusammenhang mit einer Konsument-
scheidung unter Risiko dient dies dem Ziel, die Gewiss-
heit bezüglich der Konsequenzen aus der Entscheidung 
zu erhöhen. Da viele verbraucherpolitische Maßnah-
men auf dieser Ebene ansetzen, spricht man auch vom 
Informationsparadigma der Verbraucherpolitik (SVRV, 
2021). Dabei wird zunehmend diskutiert, ob dieses 
Instrument noch hinreichend effektiv und effizient ist.

Bei der Beratung handelt es sich um eine spezielle 
Kommunikationsform, die regelmäßig über eine tran-
sitive Beziehung („jemanden beraten“) oder reflexive 
Beziehung („sich beraten“) zwischen mindestens zwei 
Personen stattfindet. Ziel der Beratung ist es, die Ver-
braucherinnen und Verbraucher bei der Lösung von 
Problemen zu unterstützen sowie „Hilfe zur Selbst
hilfe“ zu bieten.

6	 Für einen aktuellen Überblick siehe u. a. SVRV (2023).

7	 Vgl. dazu grundlegend Oehler (2021).

8	 Vgl. u. a. Fan et al. (2024).

Ziel der Verbraucherbildung7 ist es schließlich, die 
Verbraucherinnen und Verbraucher dazu zu bringen, 
sich zum einen reflektierend mit dem eigenen (Kon-
sum-)Verhalten auseinanderzusetzen und zum ande-
ren eigene Einstellungen und Verhaltensweisen zu ent-
wickeln, die ein kritisches Bewusstsein für eine soziale, 
ökologische und ökonomische Verantwortlichkeit und 
Bereitschaft zum Handeln erkennen lassen. Im We-
sentlichen geht es also um die Kompetenzvermittlung 
und den Kompetenzerwerb.

Unabhängig vom jeweiligen Instrument ist bei der Be-
fähigung von Vorteil, dass entsprechende Maßnahmen 
politisch und haushaltstechnisch relativ leicht umsetz-
bar sind. Nachteilig ist allerdings, dass die Steuerungs-
wirkung im Vergleich am geringsten ist und eine zu 
starke Nutzung der entsprechenden Instrumente den 
Verbraucher bzw. die Verbraucherinnen zunehmend 
überfordert („information overload“8). Welches der bis 
zu dieser Stelle skizzierten Instrumente politisch sinn-
voll ist, hängt schließlich davon ab, welches Ziel ver-
folgt werden soll, wie schnell es erreicht werden soll 
und ob ein milderes Mittel zur Verfügung steht.
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3.1	 Zum Informationsbegriff

In der wissenschaftlichen Literatur gibt es zahlreiche 
Ansätze, den Informationsbegriff zu definieren. Eine 
prominente und in diesem Zusammenhang eventu-
ell hilfreiche Definition geht dabei auf den britischen 
Genetiker William Bateson zurück. Dieser verstand 
unter dem Begriff der Information „Any difference that  
makes a difference“9. Dies bedeutet, nicht einzelne Da-
ten stellen eine Information dar und auch keine Varianz 
in mehreren Daten, sondern Informationen entstehen 
erst durch die Verbindung von zwei Varianzen in den 
jeweiligen Datenstrukturen, die z. B. mithilfe von Re-
gressions- oder Korrelationsanalysen oder ähnlichen 
Verfahren sichtbar wird.

9	 Vgl. u. a. Finnegan (2021).

10	 In diesem Zusammenhang weist Dahlhoff (2022, S. 76) auf einen wesentlichen Aspekt hin, der für die Kommunikation politischer Institutio-
nen durchaus kennzeichnend ist, nämlich dass dieser Kommunikation oft ein wenig realistisches Menschenbild zugrunde liegt: „Ausgegangen 
wird von einem interessierten, mediennutzenden, gebildeten, verantwortlich und rational handelnden, in seiner Familie und Gemeinschaft 
verbundenen, souveränen, in der Demokratie gefestigten Bürger. Diesem Idealbild kann nur mit größter Hochachtung zugestimmt werden. 
Ob man es hier tatsächlich mit einem lebenden Menschen als Zielperson einer positiven Verhaltensänderung zu tun hat bzw. welchen An-
teil ein solcher Typus an der Bevölkerung hat, sei dahingestellt.“ Sowie: „Dem Menschenbild ähnlich ist das Verständnis von Information; 
faktenbasierte, datengestützte, rational begründete, eindeutige, in für jedermann verständliche, in klare und eindeutige Begriffe gekleidete 
Elemente für eine verbale mediale und/oder zwischenmenschliche Kommunikation. Eine weitere Illusion – ungeeignet als Basis für Krisen-
kommunikation. Fake News bestehen in diesem Universum nicht“. Ähnlich auch Schrader et al. (2024, S. 5): „Das Verbreiten von sachlicher 
Information genügt dafür nicht.“

Betrachtet man vor diesem Hintergrund das bereits 
erwähnte Informationsparadigma der Verbraucher-
politik, müsste man streng genommen in vielen Fäl-
len wohl eher von einem „Datenparadigma“ sprechen, 
denn wenn die Verbraucherpolitik bspw. fordert, dass 
Unternehmen Produkte durch eine Kennzeichnung 
verändern, etwa indem sie ein Label ergänzen, erzeugt 
dies zunächst einmal nur eine Angebotsdifferenz bzw. 
eine Varianz der Datenstruktur auf der Anbieterseite. 
Hat diese Differenz indes keinen Effekt auf das Ver-
braucherverhalten, stellt sie keine Verbraucherinfor-
mation dar. Ihr fehlt hierfür schlichtweg die Nachfra-
gevarianz.10 

Blickt man aus dieser Perspektive auf den aktuellen 
Stand der Verbraucherinformation, stellen viele ver-
meintliche Informationen (z. B. Label) per se keine 
Information im Sinne von Bateson dar. Ihnen fehlt die 
varianzerzeugende Wirkung auf der Nachfragerseite.

3  Verbraucherinformation und  
Verbraucherkommunikation:  
Verbraucherinformation ist mehr als 
Labelgestaltung und -optimierung
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3.2	 „Immanente Ineffizienz“ 
als Kernproblem einer  
missverstandenen  
Verbraucherinformation

In diesem Zusammenhang soll noch auf ein weiteres 
Problem der „Verbraucherinformation“ hingewiesen 
werden. Dieses Problem besteht darin, dass die in-
formierende Wirkung, die aus der Bereitstellung von 
Labeln resultiert, von mehreren Faktoren abhängt. 

Von zentraler Bedeutung ist dabei das „Involvement“. 
Dieser Begriff bezeichnet die Ich-Beteiligung, das in-
nere Engagement, mit dem sich ein Individuum einem 
Sachverhalt oder einer Aufgabe widmet (Foscht, Swo-
boda & Schramm-Klein, 2017, S. 134). Dieses Konzept 
umfasst die folgenden drei Dimensionen:

1.	 Das Persönlichkeitsinvolvement (oder Ego-Involve
ment, Ich-Involvement): Hierbei handelt es sich um 
das durch die individuelle Werthaltung des Men-
schen bestimmte Involvement.

2.	 Das Objektinvolvement (oft Produktinvolvement): 
Dies bezeichnet das Engagement bzgl. eines Pro-
dukts, einer Dienstleistung, einer Einkaufsstätte 
etc.

3.	 Das Situationsinvolvement: Hierbei geht es um das 
Engagement in unmittelbaren Kauf-/Kommunika-
tionssituationen.

11	 Die zentrale Bedeutung des Involvements wird auch durch das in der (persuasiven) Kommunikationsforschung ebenfalls bedeutsame 
„Elaboration-Likelihood-Model“ (ELM) betont (Petty & Cacioppo, 1986). Das ELM beschreibt die Auswirkungen einer persuasiven Mitteilung auf die 
Einstellung der Empfänger*innen. Es ist unter anderem eines der bekanntesten Modelle auf dem Gebiet der Medienwirkungsforschung und geht 
von zwei Arten der Verarbeitung (Elaboration) einer Mitteilung aus, nämlich einer zentralen oder einer peripheren Verarbeitung der Mitteilung.

12	 Man denke bspw. an das Interesse der Verbraucherinnen und Verbraucher an der Verfügbarkeit bestimmter Produkte (z. B. Schutzmasken, 
Hygienemittel) zu Beginn der Corona-Pandemie.

13	 In diesem Zusammenhang ist zu ergänzen, dass es eine wechselseitige Beeinflussung von Rezipienten (hier: den Verbraucherinnen und Ver-
brauchern) und den Medien (hier z. B. dem Informationsangebot) gibt (Früh & Schönbach, 1982).

14	 Es sei an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass ergänzend dazu weitere Theorien, Methoden, Maßnahmen und Konzepte skizziert werden 
könnten. Die Auswahl beruht insofern auf einer subjektiven Einschätzung der Verfasser. Ergänzend sei aber beispielsweise auf die aktuelle 
Studie von Schrader et al. (2024) hingewiesen, die einige wichtige Aspekte im Kontext der Klimakommunikation darstellt und in diesem Zu-
sammenhang weitere Instrumente (z. B. Narrative) skizziert.

In vielen Situationen des Verbraucheralltags dürfte 
das Involvement eher gering sein. Dies bedeutet, dass 
in solchen Low-Involvement-Situationen die Bereit-
schaft der Verbraucherinnen und Verbraucher zur In-
formationsaufnahme eher gering ist.11 

In bestimmten Situationen, z. B. in einer Krise, kann 
das Involvement aber hingegen so hoch sein, dass die 
Verbraucherinnen und Verbraucher besonders viele 
Informationen wünschen.12 

Im Ergebnis lässt sich also festhalten, dass der Infor-
mationsbedarf der Verbraucherinnen und Verbrau-
cher offenbar nicht statisch ist, sondern vielfältigen 
Schwankungen unterliegt.13 Trifft diese schwankende 
Nachfrage indes auf ein starres Informationsangebot, 
so ist eine nicht unerhebliche Ineffizienz zu vermuten. 
Diesen Zusammenhang verdeutlicht die folgende Ab-
bildung 2 am Beispiel eines Labels aus der Konsum-
güterbranche, des Energieeffizienzlabels.

Möchte man diese Ineffizienzen vermeiden, könnte es 
für die Verbraucherpolitik nützlich sein, sich die Ge-
staltung von Informations- und Kommunikationsstra-
tegien als logistisches Problem vorzustellen und zu 
dessen Lösung an der betrieblichen Marketingkom-
munikation zu orientieren, da diese seit vielen Jahren 
entsprechende Theorien, Methoden, Maßnahmen und 
Konzepte entwickelt hat. Diese sollen im Folgenden 
skizziert werden.14 Zuvor sollen aber noch zwei Bei-
spiele angesprochen werden, mit denen die bisheri-
gen sowie die weiteren Aussagen im Hinblick auf zwei 
ganz konkrete verbraucherpolitische Maßnahmen ver-
deutlicht werden sollen (siehe S. 15/16).



16 EFFEKTIVE VERBRAUCHERKOMMUNIKATION

Beispiel 1: Einführung eines Reparaturlabels

Im Zusammenhang mit dem in vielen Kontexten dis­
kutierten „Recht auf Reparatur“ (Micklitz et al., 2022) 
wird unter anderem die Einführung eines Repara­
turlabels diskutiert.15 Damit dieses Label allerdings 
eine im Sinne des vorliegenden Policy Briefs „echte“ 
Verbraucherinformation darstellen kann, erscheint 
es wichtig, die Einführung des Labels kommunikativ

15	 Im Zusammenhang mit der Einführung wird auch ein sogenannter Reparierbarkeits-Index diskutiert. So heißt es in der Pressemitteilung des 
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz (BMUV, 2022): „Der Reparierbarkeits-Index ist ein 
echter Kompass für den Einkaufskorb. Verbraucherinnen und Verbraucher haben es künftig leichter, solche Smartphones und Tablets auszu-
wählen, die wirklich reparierbar und damit langlebiger sind. Das spart Ressourcen und schont die Umwelt und ist auch gut für den Geldbeutel. 
Die heutige Entscheidung ist eine wichtige Weichenstellung für einen Massenmarkt, wo bislang noch das Einweg-Prinzip dominiert. Künftig 
soll Reparieren statt Wegwerfen das neue Normal werden.“ Für die Einstufung in die Skala, die ein Werkzeug-Icon zeigt, werden unter anderem 
die Anzahl der Schritte zum Auseinanderbauen, die Ersatzteilverfügbarkeit und die Dauer der Verfügbarkeit von Softwareupdates relevant sein.

zu begleiten. Ein erstes wichtiges Element, das in 
diesem Zusammenhang zu beachten wäre, beträfe 
die Frage, wie hoch das aktuelle Involvement der 
Verbraucherinnen und Verbraucher in diesem Zu­
sammenhang ist und durch welche Maßnahmen es 
gegebenenfalls so erhöht werden kann, dass das 
geplante Label seine informierende und handlungs­
leitende Wirkung entfalten kann.

Informationsbedarf
Informationsangebot

Informationsangebot

... in krisenfreien Zeiten

Informationsbedarf... in einer Krise (z. B. Energie)

Label bietet zu  
wenig Information

Label bietet zu  
viel Information und „nervt“

Zeit
Zwei Schlüsselfaktoren: Involvement und Motivation

Abbildung 2: „Immanente Ineffizienz“ als Kernproblem einer missverstandenen Verbraucherinformation  
(Kenning & Zimmermann-Janssen, 2021, S. 62 ff.).
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Beispiel 2: Einführung des digitalen Produktpasses

Im Hinblick auf die Erreichung einer Circular Economy 
spielen Informationen über die mit einem bestimmten 
(technischen) Produkt verbundenen Eigenschaften 
und Materialien eine wichtige Rolle. Um diese künf­
tig in einfacher und effizienter Form zur Verfügung 
zu stellen, plant die Politik die Einführung eines di­
gitalen Produktpasses. Hierbei handelt es sich um 
einen Datensatz, der die Komponenten, Materialien 
und chemischen Substanzen oder auch Informa­
tionen zu Reparierbarkeit, Ersatzteilen oder fachge­
rechter Entsorgung für ein Produkt zusammenfasst. 
Die Daten stammen aus allen Phasen des Produkt­
lebenszyklus und können in all diesen Phasen für 
verschiedene Zwecke genutzt werden (Design, Her­
stellung, Nutzung, Entsorgung). Die Strukturierung 
umweltrelevanter Daten in einem standardisierten, 
vergleichbaren Format ermöglicht allen Akteuren in 
der Wertschöpfungs- und Lieferkette, gemeinsam auf 
eine Kreislaufwirtschaft hinzuarbeiten. Der digitale 
Produktpass ist zugleich eine wichtige Grundlage für 
verlässliche Konsumenteninformation und nachhalti­
ge Konsumentscheidungen im stationären wie auch 
im Onlinehandel (BMUV, o. D.). Im Hinblick auf die 
wesentlichen Anforderungen, die den Erfolg des DPP 
bestimmen werden, hat der SVRV (2024) unlängst die 
folgenden Aspekte betont:

	• Die Politik sollte die mit dem DPP verbundenen 
Mehrwerte für Verbraucherinnen und Verbraucher 
sowie Unternehmen klar aufzeigen: Verbrauche­
rinnen und Verbraucher können die Kreislaufwirt­
schaft aktiv mitgestalten und sollten individuelle 
Vorteile, wie das Aufzeigen von Reparaturmög­
lichkeiten, nutzen können. Unternehmen sollten 
unterstützt werden, mit dem DPP nachhaltige Ge­
schäftsmodelle umzusetzen.

	• Transparenz und Datenschutz müssen ausbalan­
ciert werden: Verbraucherinnen und Verbraucher 
sowie Unternehmen sollten dazu befähigt werden, 
die Vorteile des DPP für Transparenz zu nutzen, 
und gleichzeitig selbstbestimmt über ihre Daten 
entscheiden können.

	• Es gilt, ein Bewusstsein für Nachhaltigkeit zu schaf­
fen und zu unterstützen: Mit der Einführung des 
DPP geht ein Bildungsauftrag einher, um das Be­
wusstsein für eine nachhaltige Kreislaufwirtschaft 
und den effektiven Umgang mit Daten zu fördern.

Gerade mit Blick auf den letzten Punkt wäre es ratsam, 
auch dieses verbraucherpolitische Projekt durch eine 
effektive Verbraucherkommunikation zu begleiten. Ein 
erster wichtiger Punkt wäre auch hier, das bereits 
vorhandene Involvement der Verbraucherinnen und 
Verbraucher zu erfassen sowie Strategien und Maß­
nahmen zu entwickeln, mit denen dies ggf. positiv be­
einflusst werden kann.
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Die Kommunikationsplanung und Umsetzung von 
Kommunikationsmaßnahmen folgt im betrieblichen 
Marketing regelmäßig einem übergeordneten Prozess, 
der sich aus einer Vielzahl an teils interdependenten 
Aktivitäten und Entscheidungen zusammensetzt. Mit 
dem sogenannten Regelkreis der Marktkommunikation 
(siehe Abbildung 3) wurde dieser Prozess von Mef-
fert (2000) strukturiert und systematisch als Prozess 
der Planung, Durchführung, Kontrolle und Anpassung 

16	 Ähnlich betonen Schrader et al. (2024, S. 5) im Kontext der Klimakommunikation: „Nötig ist darum eine strategische Planung, die ausgehend 
vom konkreten Zweck der Kommunikation die relevante Zielgruppe bestimmt, ihre Besonderheiten charakterisiert und ihre Bedürfnisse 
erkennt. Daraus lassen sich – anknüpfend an Werte, Emotionen und andere psychologische Faktoren und gestützt auf die wissenschaftliche 
Literatur – die geeigneten Kommunikationsansätze ableiten sowie passende Inhalte und Formate auswählen.“

beschrieben. Er umfasst mehrere aufeinanderfolgen-
de Phasen, die kontinuierlich durchlaufen werden, um 
eine effektive und zielgerichtete Marktkommunikation 
sicherzustellen.16

Beginnend mit der Situationsanalyse werden zunächst 
die Ausgangssituation des Unternehmens und mithin 
bestehende Marketing- und Kommunikationsaktivitä-
ten umfassend analysiert. Dafür werden alle planungs-

4  Der Regelkreis der  
Marktkommunikation:  
ein Soll-Ist-Vergleich

Erfolgskontrolle
Kommunikationswirkung
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Abbildung 3: Regelkreis der Marktkommunikation (eigene Darstellung in Anlehnung an Meffert, 2000, S. 688).
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relevanten Informationen systematisch gesammelt und 
so aufbereitet, dass sie für die Entscheider interpretier-
bar sind. Im Rahmen der Marktanalyse werden die allge-
meine Marktentwicklung, die Wettbewerbssituation und 
das Verbraucherverhalten (einschließlich ihrer Einstel-
lungen, ihres Informationsverhaltens und ihrer Medien-
nutzung) betrachtet, um die Kommunikationsstrategie 
auf fundierte Daten zu stützen. Gleichwohl gilt es auch, 
einen Blick auf die unternehmensinternen Faktoren zu 
werfen, zu denen die eigenen angebotenen Marktleistun-
gen (z. B. Art und Funktion der angebotenen Produkte und 
Dienstleistungen), die zur Verfügung stehenden finan-
ziellen Mittel und die internen Möglichkeiten zur eigen-
ständigen Umsetzung von Kommunikationsmaßnahmen 
zählen. Schließlich können auch externe Faktoren wie 
gesetzliche Vorschriften, gesellschaftliche Normen und 
technologische Entwicklungen für verschiedene Phasen 
des Kommunikationsplanungsprozesses relevant sein, 
weswegen sie ebenfalls im Rahmen der Situationsana-
lyse untersucht werden sollten.

Wendet man diese Aspekte auf die zugrunde liegen­
de Thematik an, wäre es an dieser Stelle für die Ver­
braucherpolitik wichtig, zunächst einmal den Status 
quo in der jeweiligen Situation zu erfassen. Ist es 
das Ziel der Verbraucherpolitik, bspw. den Verbrau­
cherinnen und Verbrauchern eine selbstbestimmte 
und informierte Entscheidung zu ermöglichen, wäre 
an dieser Stelle zu fragen, wie hoch der derzeitige 
Stand der Selbstbestimmtheit ist bzw. wie sehr die 
Verbraucherpolitik die Menschen dazu befähigt, eine 
informierte Entscheidung zu treffen. Bis dato dürfte 
es nach Meinung der Verfasserinnen und Verfasser 
kaum möglich sein, diese Frage zu beantworten.

Im Hinblick auf die beiden beispielhaft angeführten 
Projekte, nämlich das Reparaturlabel und den DPP, 
wäre es an dieser Stelle wichtig, zunächst einmal die 
(ungestützte bzw. gestützte) Bekanntheit dieser bei­
den Projekte in Erfahrung zu bringen. Niedrige Wer­
te könnten dabei ein Hinweis darauf sein, dass das 
Involvement der Verbraucherinnen und Verbraucher 
bisher noch schwach ausgeprägt ist. Darauf aufbau­
end wäre ein mögliches Ziel, die Bekanntheit der 
beiden Instrumente durch geeignete Maßnahmen zu 
erhöhen. Dabei sollte insbesondere auch die persön­
liche Bedeutung hervorgehoben werden, um so ein 
entsprechendes Involvement zu erzeugen.

In der darauffolgenden Zielsetzungsphase werden 
basierend auf den Ergebnissen der Situationsanalyse 
sowie den übergeordneten Marketingzielen konkrete 
Kommunikationsziele definiert. Eine mögliche Kate-
gorisierung dieser Kommunikationsziele stellt die 
Differenzierung zwischen ökonomischen und psycho-
grafischen Zielen dar. Ökonomische Kommunikations-
ziele beziehen sich auf monetäre Größen wie Gewinn, 
Umsatz, Kosten und Marktanteile. Obwohl diese Ziele 
in der Regel direkt messbar und damit vergleichsweise 
leichter zu operationalisieren sind, ist die Wirkung von 
Kommunikationsmaßnahmen auf deren Erreichung 
schwer isolierbar, da alle Marketinginstrumente zu-
sammenwirken und auf diese Zielgrößen einzahlen. 
Daher wird in der Kommunikationspolitik ein beson-
derer Fokus auf psychografische Ziele gelegt, wie u. a.:

	• Bekanntheitsziele: Steigerung des Bekanntheits-
grades der Marke oder des Unternehmens

	• Imageziele: Verbesserung des Marken- oder Unter-
nehmensimages

	• Verhaltensziele: Förderung bestimmter Verhal-
tensweisen der Zielgruppen, wie beispielsweise die 
Erhöhung der Kaufabsicht oder der Wiederkaufra-
te von Verbraucherinnen und Verbrauchern, die 
Intensivierung der Kooperationsbereitschaft des 
Handels oder die Verstärkung des Informations-
verhaltens bei Meinungsführern

Unabhängig von der Zielart ist bei der Festlegung der 
Kommunikationsziele darauf zu achten, dass diese mit 
den übergeordneten Marketingzielen (mithin auch den 
diesen übergeordneten Unternehmenszielen) konsis-
tent sind. Auch müssen die vom Unternehmen formu-
lierten Kommunikationsziele so definiert sein, dass 
sie erreichbar und überprüfbar sind, was u. a. durch 
die Anwendung der sogenannten SMART-Kriterien ge-
währleistet werden kann. Das Akronym des Kriterien-
rasters steht in diesem Zusammenhang für die Attribu-
te spezifisch (genau beschrieben), messbar, attraktiv, 
realistisch (realisierbar) und terminiert (zeitgebunden), 
die auf alle Ziele bzw. Zieldefinitionen zutreffen sollten.
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Für die Verbraucherpolitik würde dies bedeuten, 
dass sie definieren müsste, welchen Grad an Selbst­
bestimmtheit und Information sie bis zu einem zu 
definierenden Zeitpunkt erreichen möchte. Bis dato 
fehlt es in der Verbraucherpolitik nach Ansicht der 
Verfasserinnen und Verfasser jedoch noch an ent­
sprechenden, expliziten Zielsetzungen.

Im konkreten Beispiel würde dies bedeuten, dass 
die Verbraucherpolitik konkrete Ziele hinsichtlich 
der zu erreichenden (ungestützten und gestützten) 
Bekanntheitsgrade formulieren sollte. Diese Ziele 
sollten zeitlich, räumlich und ggf. auch segment­
spezifisch definiert werden.

Ebenfalls in die Zielsetzungsphase fallen Festlegun-
gen, die die anzusprechenden Zielgruppen der Kom-
munikation betreffen.17 Zielgruppen für kommunika
tive Ziele und Maßnahmen lassen sich hinsichtlich der 
vertikalen Zielung (z. B. Verbraucher, Einzelhandel, 
Großhandel), horizontalen Zielung (z. B. Käufer, Ver-
wender, Meinungsführer) und personalen Zielung (z. B. 
Haushaltsführende zwischen 20 und 40 Jahren) diffe
renzieren. Diese Zielungskriterien sind aufeinander 
aufbauend sowie voneinander abhängig und erfordern 
für eine effektive Ansprache der definierten Zielgrup-
pen eine detaillierte Beschreibung dieser anhand ge-
eigneter Merkmale. Dazu zählen soziodemografische 
Merkmale (Alter, Geschlecht, Einkommen, Beruf etc.), 
geografische Merkmale (z. B. Ortsgröße, Bundesland, 
Nielsen-Gebiet), Konsummerkmale (z. B. Wahl der Ein
kaufsstätten), Merkmale der Beeinflussung durch Dritte 
(Meinungsführerschaft) und psychologische Merkmale 
(z. B. Einstellungen, Motive, Werte).

17	 In seiner Kritik der im Rahmen der Corona-Pandemie verwendeten Kampagne „Impfen hilft“ nimmt der Präsident der Deutschen Werbe-
wissenschaftlichen Gesellschaft (DWG), Hans-Dieter Dahlhoff, dazu die seinerzeit fehlende Zielgruppendefinition wie folgt kritisch in den 
Blick (Dahlhoff, 2022, S. 77): „Die Orientierung am Menschenbild bestimmt folgerichtig die Überlegungen zur Zielgruppe. Warum auch weiter 
differenzieren? Sollen sich doch die möglicherweise anders Denkenden und sich abweichend verhaltenden Menschen anpassen. Oder durch 
eine Ansprache durch ihre Mitbürger geleitet werden. Die Fachwelt würde sich dagegen auf vorher durch beispielsweise in psychologischer 
Marktforschung ermittelte Insights zu Impfverweigerern beziehen. Diese liegen bekanntlich in differenzierender und erhellender Weise vor, 
z. B. in Form des Buchs von Schönbach (2022) oder Schweiger & Schrattenecker (2021).“

18	 An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass, „um eine Botschaft in der heutigen Welt mit Aufmerksamkeit zu versehen und durchzusetzen, 
(…) es durchaus einen hohen zweistelligen Millionenbetrag [braucht] – natürlich mit einer vom Umfeldrauschen differenzierten Botschaft. Die 
besondere Herausforderung liegt weiterhin in der Orchestrierung in den verschiedenen, vielfältigen Medien und Kanälen. Durchaus von TV-, 
Print- und/oder Outdoor-Medien. Aber ebenso im Internet und mit Social-Media-Kanälen wie Facebook, YouTube, TikTok, WhatsApp und von 
Influencern. Datenbasiert abgestimmt auf einzelne, im Verhalten sehr unterschiedliche Ziel- und Usergruppen“ (Dahlhoff, 2022, S. 77). Zu 
ergänzen ist, dass die verwendeten Mediapläne in der Regel nicht bekannt sind.

Wendet man diese Aspekte auf die zugrunde liegen­
de Thematik an, wäre es an dieser Stelle für die Ver­
braucherpolitik wichtig, die formulierten Ziele auf 
die jeweils kommunikativ definierten Zielgruppen 
herunterzubrechen. Beispielsweise wäre zu definie­
ren, welchen Grad an Selbstbestimmtheit man Kin­
dern und Jugendlichen im Bedarfsfeld „Ernährung“ 
oder in der digitalen Welt bis zu einem bestimmten 
Zeitpunkt (bspw. bis zum Jahr  2030) ermöglichen 
möchte. Bis dato fehlt es aber an solchen expliziten 
und differenzierten Zielen.

Im konkreten Fall der beiden beispielhaft genann­
ten Projekte wäre in diesem Zusammenhang ggf. 
zu klären, ob und, wenn ja, welche verschiedenen 
Zielgruppen in den Blick genommen werden soll­
ten. Der SVRV hat an anderer Stelle bspw. darauf 
hingewiesen, dass es hinsichtlich der Reparatur 
unterschiedliche Verbrauchertypen gibt. Bei der An­
wendung des DPP fehlt hingegen noch eine entspre­
chende Segmentierung.

Sind Kommunikationsziele und Zielgruppen definiert, 
werden in der nachfolgenden Strategiephase die 
grundlegenden strategischen Entscheidungen für die 
Kommunikation getroffen und mithin die Kommunika-
tionsstrategie festgelegt. Dazu gehören insbesondere 
Entscheidungen bezüglich des einzusetzenden Kom-
munikationsbudgets, der Botschaftsgestaltung und 
Mediaselektion. 

Das Kommunikationsbudget18 wird in der Regel in klei-
nere Teilbudgets aufgeteilt, die verschiedenen Medien-
kanälen und Kommunikationsmaßnahmen in sowohl 
sachlicher als auch zeitlicher Dimension zugeordnet 
werden. Im Rahmen der Botschaftsgestaltung wird 
auf u. a. markt- und kommunikationspsychologische 
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Erkenntnisse zurückgegriffen, um die für die Zielerrei-
chung geeigneten Inhalte mit entsprechender Kom-
munikationswirkung unter Rückgriff auf u. a. textliche, 
visuelle und/oder akustische Gestaltungselemente zu 
entwickeln. Unter die Mediaselektion19 betreffenden 
Entscheidungstatbestände fallen schließlich Entschei-
dungen über den Einsatz von Basis- und Zusatzmedien 
(z. B. TV als Basismedium und Social Media als Zu-
satzmedium für das Instrument der Werbung) sowie 
die Streuplanung. In diesem Zusammenhang ist eine 
integrierte Betrachtung aller Kommunikationsmaß-
nahmen und -instrumente von hoher Relevanz, um 
eine konsistente Kommunikation sicherzustellen. Dies 
insbesondere, weil Unternehmen auf eine Vielzahl ver-
schiedener Instrumente im Kommunikations-Mix zu-
rückgreifen können, zum Beispiel:

	• Werbung, d. h. Werbekampagnen in verschiedenen 
Medien (TV, Print, Online etc.)

	• Public Relations, d. h. Maßnahmen zur Pflege der 
Beziehungen zu den verschiedenen Stakeholdern 
und zur Beeinflussung der öffentlichen Meinung

	• Verkaufsförderung, d. h. Aktionen zur Unterstüt-
zung des Verkaufsprozesses, z. B. das Aufstellen von 
zusätzlichen Warenpräsentationsständen (Zweit
platzierungen) im Einzelhandel

	• Direktmarketing, d. h. Maßnahmen zur direkten 
Ansprache der Zielgruppen, z. B. per E-Mail oder 
Telefon

	• Events und Sponsoring

Wendet man diese Aspekte auf die zugrunde liegen­
de Thematik an, so fällt zunächst einmal auf, dass 
eine explizite Diskussion und Formulierung ent­
sprechender Strategien kaum stattfindet. Auch fehlt 
es an expliziten Budgets, die für die entsprechen­
den Strategien zur Verfügung stünden. Im Jahre 
2024 standen dem Bereich Verbraucherinformation 
etwa 7 Mio. Euro zur Verfügung. Gar mehr als die­
sen Betrag wendete die Firma REWE allein in einer  

19	 Dabei gilt, dass die Wahl des Mediums (z. B. Print, TV, Online) die Reichweite und Wirkung der Werbung beeinflusst. Jedes Medium hat zudem 
seine eigenen Stärken und Schwächen in Bezug auf Zielgruppenansprache und Interaktivität (u. a. Schönbach, 2002).

Woche im Jahr 2023 durchschnittlich für Werbung 
auf (Nielsen, 2024, zitiert nach de.statista.com).

Im konkreten Fall der Einführung eines Reparatur­
labels könnte man sich bei der Planung der ent­
sprechenden Maßnahmen ggfs. an den in Frank­
reich ergriffenen kommunikativen Strategien und 
Maßnahmen orientieren. Diese wären ggf. hinsicht­
lich der Ergebnisse der dort vorliegenden Impact- 
Assessment-Studie (Halte à l’Obsolescence Pro­
grammée, 2022) zu modifizieren. Ggf. könnte man 
durch diesen Vergleich auch Informationen über 
das zur Zielerreichung und Strategieumsetzung 
notwendige Budget erhalten.

Im Kontext der Einführung des DPP fehlen hingegen 
entsprechende Benchmarks.

Ergänzend ist zu berücksichtigen, dass die Kommuni-
kation nicht zwingend direkt und einstufig erfolgt (z. B. 
im Fall der klassischen Werbung über Massenmedien 
oder bei Verkaufsgesprächen), sondern auch indirekt 
und zweistufig über zwischen dem Unternehmen und 
der Zielgruppe positionierte Elemente vollzogen wer-
den kann. Die in Abbildung 4 dargestellten Grundfor-
men der Unternehmenskommunikation verdeutlichen 
dies beispielhaft anhand des Kommunikationsinstru-
ments der Werbung in einem Zwei-Stufen-Modell.

Bei der einstufigen Direktkommunikation vom werbe-
treibenden Unternehmen (Sender) zu den Empfängern 
verbreiten die Unternehmen die Werbebotschaft unmit-
telbar an die Verbraucherinnen und Verbraucher durch 
entsprechend geeignete Medien. Im Falle der zweistu-
figen indirekten Kommunikation sind hingegen Multi-
plikatoren die Empfänger der Werbebotschaft, d. h. 
Personen oder auch Organisationen, die aufgrund ihres 
produktbereichsbezogenen Involvements oder ihres 
produktbereichsunabhängigen Zielgruppen-Einfluss-
potenzials als Meinungsführer die Werbebotschaft wei-
terverbreiten. Dies können beispielhaft Influencerinnen 
oder Influencer sein, die eine große Reichweite über so-
ziale Medien (bspw. Instagram, TikTok) generieren und 

http://de.statista.com
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damit einen großen Einfluss auf die Zielgruppe ausüben 
können.20 Diese Multiplikatoren treten in Interaktion mit 
den Verbraucherinnen und Verbrauchern und vermit-
teln an diese durch Kontaktbotschaften und/oder die 
Demonstration des Konsums des Produkts entspre-
chende Produktinformationen und -erfahrungen.

Wendet man diese Aspekte auf die zugrunde liegende 
Thematik an, so fällt zunächst einmal auf, dass es ver­
braucherpolitischen Kommunikationsmaßnahmen oft 
noch an einer expliziten Einbindung von zielgruppen­
affinen Multiplikatoren fehlt. Dies gilt insbesondere 
für die breitere Nutzung sozialer Medien.

Für die kommunikative Begleitung der beiden Bei­
spielprojekte würde dies bedeuten, dass man Maß­
nahmen und Strategien entwickelt, um eine zweistu­
fige Kommunikation zu ermöglichen. Hierzu wäre es 
ratsam, entsprechende Meinungsführerinnen und 
Meinungsführer (im digitalen Raum) frühzeitig in 

20	 Vgl. hierzu auch Saal (2016). Ein aktuelles Beispiel für den Einsatz von Influencerinnen und Influencern in der Verbraucherinformation ist ein 
Video des BMUV mit der Finanzinfluencerin Camilla Sohn zu Überschuldung durch „buy now, pay later“ (BMUV, 2024).

die entsprechenden Kommunikationsplanungen zu 
integrieren und deren kommunikative Unterstüt­
zung zu erreichen.

Insbesondere im Falle der zweistufigen Kommunika-
tion wird die Planung und Gestaltung von Kommuni-
kationsmaßnahmen komplexer und die Kommunika-
tionswirkung schwieriger steuerbar und abschätzbar. 
Schließlich ist Letztere von mehreren Faktoren be-
einflusst, welche allesamt und in Wechselwirkung die 
Kommunikationswirkung auf die Zielgruppe determi-
nieren (siehe Abbildung 5).

Entsprechend relevant ist es, den Ist-Zustand der Kom-
munikationsmaßnahmen stets zu überprüfen, um den 
Erfolg im Hinblick auf die zuvor definierten (psycho-
grafischen) Ziele (im Sinne vorökonomischer Größen 
wie z. B. Image, Bekanntheit) zu bemessen. Nur durch 
die dezidierte Erfassung des Ist-Zustandes werden  

Sender

1. Stufe 2. Stufe

Signal

Rückkopplung

Rückkopplung

Empfänger

Kontakt
botschaft

Konsum
demonstration

Verbraucher

Werbetreibender Werbebotschaft Werbesubjekte 
(Multiplikatoren)

Abbildung 4: Grundformen der Unternehmenskommunikation (eigene Darstellung in Anlehnung an Meffert, 
2000, S. 687).
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im Vergleich mit dem angestrebten Soll-Zustand et-
waige Abweichungen ersichtlich, die entsprechende 
Anpassungsmaßnahmen auf Ebene der Ziele und/oder 
Strategie ermöglichen. Durch diesen letzten Schritt 
der Anpassung wird der Regelkreis der Marktkommu-
nikation zu einem kontinuierlichen Verbesserungspro-
zess, der es erlaubt, die Marktkommunikation an die 
sich stets verändernden Marktbedingungen und neue 
Erkenntnisse anzupassen.21

Wendet man diese Aspekte auf die zugrunde liegen­
de Thematik an, wäre es an dieser Stelle für die Ver­
braucherpolitik wichtig, geeignete Kontroll- und Lern­
mechanismen zu entwickeln. Dazu gehört auch, aus 
den bisherigen Maßnahmen systematisch zu lernen. 
Die dafür notwendigen Strukturen haben sich in der 
Verbraucherpolitik bisher allerdings nicht entwickelt. 
So dürfte es bspw. unklar sein, welchen Einfluss be­
stimmte kommunikationspolitische Maßnahmen in 
der Vergangenheit gehabt haben.

Im konkreten Fall würde dies allerdings bedeuten, 
dass die Einführung des Reparaturlabels sowie

21	 Vgl. hierzu auch Dahlhoff (2022, S. 77): „Für jede größere Kommunikationsmaßnahme gehört eine an den Zielen orientierte und auf wissen-
schaftlich-methodischer Grundlage von unabhängigen Forschungsgesellschaften realisierte Messung eines Kommunikationserfolgs dazu.“

des DPP als Startpunkt dafür dienen könnten, ent-
sprechende Kontroll- und Lernmechanismen zu
entwickeln. Unter Umständen könnte man hier aus 
einem interministeriellen Abstimmungsgespräch 
erste Hinweise erhalten.

Insgesamt zeigt sich somit an nahezu allen Stellen des 
skizzierten Regelkreises erheblicher Handlungsbedarf 
für die Verbraucherpolitik. Wird dieser nicht adressiert, 
so ist es aus Sicht der Verfasserinnen und Verfasser 
eher unwahrscheinlich, dass es der Verbraucherpolitik 
gelingen wird, Transformationsprozesse kommunikativ 
erfolgreich zu gestalten und angestrebte Verhaltensän-
derungen zu bewirken. Anstehende Projekte wie z. B. die 
Einführung eines Reparaturlabels könnten allerdings 
eine interessante Professionalisierungschance bieten.

Ein weiterer wichtiger Faktor, der einen Einfluss auf 
den Erfolg einer verbraucherpolitisch intendierten 
Transferkommunikation haben kann, ist die Motivation 
der jeweiligen Verbraucherinnen und Verbraucher. 
Dieser Aspekt soll daher im folgenden Kapitel fokus-
siert werden.

Abbildung 5: Einflussfaktoren der Kommunikationswirkung (eigene Darstellung in Anlehnung an Meffert,  
2000, S. 695).
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Die Motivation, verstanden als „aktivierende Ausrich-
tung des momentanen Lebensvollzugs auf einen posi-
tiv bewerteten Zielzustand bzw. auf das Vermeiden 
eines negativ bewerteten Zustandes“ (Rheinberg & 
Vollmeyer, 2018, S.  17), ist ein fortwährendes Thema 
in der Psychologie (Ryan & Deci, 2000). Entsprechend 
umfangreich und facettenreich sind die psychologi-
schen Erklärungsansätze und Modelle, die versuchen, 
den Antrieb und die Zielorientierung menschlichen 
Verhaltens zu ergründen und zu systematisieren.

Eine in diesem Zusammenhang kulturübergreifend 
empirisch fundierte Motivationstheorie ist die Selbst­
bestimmungstheorie bzw. Self-Determination Theory 
(SDT; u. a. Deci & Ryan, 1985; Ryan & Deci, 2017). Ent-
gegen behavioristischen Ansätzen und dem „sozialwis-
senschaftlichen Standardmodell“ (Tooby & Cosmides, 
1992), in welchen menschliches Verhalten als primär 
durch das soziale Umfeld und die Kultur geprägt ge-
fasst wird, zählt die SDT zu jenen Motivationstheorien, 
welche die inneren motivationalen Ressourcen zur 
Persönlichkeitsentwicklung in den Mittelpunkt des 
Handelns stellen (Reeve, 2015; Ryan et al., 2019). Als 
organismisch-dialektische Theorie geht die SDT zwar 
auch davon aus, dass jene Motivressourcen durch die 
Interaktion mit der Umwelt gefördert oder gedämpft 
werden können (u. a. Deci & Ryan, 1993, 2000). Sie pos-
tuliert jedoch vielmehr ein (pro-)aktives Menschenbild, 
demgemäß Individuen von Natur aus nach Wachstum, 
Kohärenz und Wohlbefinden – und somit auch nach 
Fähigkeiten zur Selbstregulierung und Integrität – 

22	 Wenngleich die Handlungswege und -ziele zur Befriedigung dieser Grundbedürfnisse sehr wohl kulturabhängig sein mögen (Ryan & Deci, 2002).

streben (Deci & Ryan, 1993; Ryan et al., 2019). Jene 
inhärenten organismischen Neigungen bzw. Entwick-
lungstendenzen werden entsprechend der SDT wiede-
rum durch die Befriedigung psychologischer Grundbe-
dürfnisse unterstützt, weswegen die Motivation für ein 
bestimmtes Verhalten primär davon abhängt, inwieweit 
diese Grundbedürfnisse durch das Verhalten befriedigt 
werden können (u. a. Niemiec et al., 2010; Reeve et al., 
2004). Dementsprechend liegt der SDT die Annahme 
der Intentionalität zugrunde, sodass Individuen ihr 
zukünftiges Verhalten anhand der möglichen Vortei-
le, die sie dadurch erreichen könnten, bewerten (u. a. 
Deci 1992; Deci & Ryan 1985; Ryan et al., 2019). Konkret 
entwickeln sie Erwartungen hinsichtlich der Erfüllung 
bestimmter psychologischer Grundbedürfnisse, was 
die erwartete Bedürfnisbefriedigung zur treibenden 
Kraft menschlichen Handelns macht. Im Zentrum der 
Bedürfnisbefriedigung stehen in der SDT drei basale 
psychologische Grundbedürfnisse, die angeboren und 
mithin kulturunabhängig22 sind (u. a. Deci & Ryan, 1993;  
Niemiec et al., 2010; Rohlfs, 2011):

Autonomie: Individuen streben danach, selbstbestimmt, 
selbstverantwortlich und initiativ zu handeln (Rohlfs, 
2011). Das Bedürfnis nach Autonomie wird erfüllt, 
wenn in der subjektiven Wahrnehmung das eigene 
Handeln als kongruent mit dem eigenen Selbst, den 
eigenen Werten und Interessen empfunden wird (u. a. 
Ryan & Deci, 2002, 2006). In Umkehrung dazu nehmen 
Individuen sich selbst als nicht bzw. weniger autonom 
handelnd wahr, wenn die Handlung vorab von ande-

5  Wie kann man Verbraucherinnen 
und Verbraucher motivieren? –  
Die Selbstbestimmungstheorie  
als motivationspsychologischer  
Erklärungsansatz
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rer Stelle festgelegt wurde, sie von anderen zu dieser 
Handlung gedrängt werden oder die Handlung von 
einem Gefühl der Kontrolle begleitet wird (ebd.).

Kompetenz: Das Bedürfnis nach Kompetenz umfasst 
einerseits das Bedürfnis nach effektiver, wirksamer 
und funktionierender Interaktion mit der Umwelt (u. a. 
Ryan & Deci, 2002), gleichweg aber auch das Bedürf-
nis, die eigenen Fähigkeiten stets weiterzuentwickeln 
(Tian et al., 2014). Dargebotene Möglichkeiten, die Fä-
higkeiten entweder unter Beweis zu stellen oder sie 
auszubauen, sind entsprechend kompetenzfördernd 
(Niemiec et al., 2010).

Soziale Einbindung: Das Bedürfnis nach sozialer Ein-
bindung bezieht sich auf das Erfahren enger und tiefer 
emotionaler Verbundenheit mit anderen Personen, die 
für das Individuum relevant sind (u. a. Deci & Ryan, 
2000). Anders gefasst kann auch von einem Bedürfnis 
nach Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Grup-
pe und mithin dem Bedürfnis, von jener akzeptiert zu 
werden, gesprochen werden (Deci & Ryan, 2000, Pitt-
man & Zeigler, 2007), wobei dies nicht mit dem Bedürf-
nis nach sozialem Anschluss verwechselt werden darf 
(Bruhn et al., 2015), welches lediglich auf die Interaktion 
mit anderen Individuen abstellt (McClelland, 1987).

23	 Die SDT besteht aus sechs Teiltheorien, die jeweils entwickelt wurden, um verschiedene motivationsbezogene Phänomene zu erklären, die 
aus Labor- und Feldstudien hervorgegangen sind. Jede dieser Teiltheorien behandelt eine spezifische Dimension der Motivation oder der Per-
sönlichkeitsentwicklung. So konzentriert sich beispielhaft die erste Teiltheorie, die sog. Cognitive Evaluation Theory (CET), auf die Auswirkungen 
sozialer Kontexte und Faktoren auf die intrinsische Motivation und unterstreicht mithin die entscheidende Rolle von Kompetenz- und Auto-
nomieförderung im Rahmen der Forcierung intrinsischer Motivation. Für die weiteren fünf Teiltheorien – Organismic Integration Theory (OIT), 
Causality Orientations Theory (COT), Basic Psychological Needs Theory (BPNT), Goal Contents Theory (GCT) und Relationships Motivation Theory 
(RMT) – sei u. a. auf die Website des Centers for Self-Determination Theory verwiesen unter https://selfdeterminationtheory.org.

Dabei folgen jene drei Grundbedürfnisse keiner hie
rarchischen Ordnung, sondern stehen gleichberechtigt 
nebeneinander (van den Broeck et al., 2010). Weiterhin 
unterscheidet sich die SDT von anderen Motivations-
theorien in der Art, als dass sie die Motivation nicht als 
einheitliches Konzept versteht, sondern von qualitati-
ven Unterschieden bzw. unterschiedlichen qualitativen 
Ausprägungen der Motivation ausgeht (Deci & Ryan, 
1993). So postuliert die SDT, dass Individuen nicht nur 
unterschiedliche Motivationsstärken für ein Verhalten 
aufweisen können, sondern auch die motivationale 
Orientierung selbst variieren kann (ebd.). Dies macht 
die SDT insofern einzigartig, als sie nicht zwischen Zie-
len des Handelns selbst, sondern nach der Potenz der 
Handlungsziele zur Befriedigung der drei Grundbedürf-
nisse differenziert (Deci & Ryan, 2000). Entsprechend 
ermöglicht die SDT es, über die drei Grundbedürfnisse 
sowohl das Was (d. h. den Inhalt der Zielverfolgung) als 
auch das Warum (d. h. den Prozess der Zielverfolgung) 
zu verstehen.

Vor diesem Hintergrund und in Anbetracht der Gene-
ralisierbarkeit der Theorie, welche bereits in vielerlei 
Forschungsdisziplinen und Verhaltenskontexten erfolg-
reich angewandt wurde (Milyavskaya & Koestner, 2011), 
erscheint es schlüssig, auch politische Maßnahmen im 
Kontext der Verbraucherinformation und -kommuni
kation auf Basis der SDT zu reflektieren, um etwaige 
Gestaltungsempfehlungen für künftige Vorhaben ab-
leiten zu können. Grundsätzlich erscheint die SDT auch 
für die Gestaltung von Verbraucherinformation und  
-kommunikation hilfreich. Als einerseits eingängige Theo
rie, andererseits auch als sich stets weiterentwickelnde 
Makrotheorie der menschlichen Persönlichkeit und des 
motivierten Verhaltens (u. a. Deci & Ryan, 2000), die sich 
in sechs Teiltheorien weiter erschließen lässt23, bietet sie 
die Möglichkeit, bereits in der Maßnahmenentwicklung 
entsprechende Motivationspotenziale für Gestaltende 
abschätzbar zu machen. Konkrete Vorschläge für die 
Anwendung der SDT auf umweltfreundliches Verhalten 
finden sich beispielsweise bei Wullenkord (2023) und 
für die Anwendung auf Kommunikation im Rahmen der  
COVID-19-Pandemie bei Martela et al. (2021).

Motivation

Autonomie

Kompetenz

Soziale Einbindung

Abbildung 6: Self-Determination Theory.
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Im Zusammenhang mit der Entwicklung verbraucherpo-
litischer Maßnahmen hat sich in den letzten etwa zehn 
Jahren durch die Integration verhaltensökonomischer 
Methoden, Erkenntnisse und Theorien ein neuer Ansatz 
entwickelt, der unter dem Rubrum „Nudging“ diskutiert 
wird. Dieser Ansatz hat in vielen Ländern eine mehr 
oder weniger systematische Berücksichtigung bei der 
Gestaltung politischer Maßnahmen erfahren. Und auch 
in Deutschland werden Maßnahmen verwendet, um 
die Verbraucherinnen und Verbraucher in die gesell-
schaftspolitisch gewünschte Richtung zu „stupsen“. Die 
bisweilen hohe Wirkung dieser Maßnahmen scheint auf 
den ersten Blick jedoch im Widerspruch mit der Selbst-
bestimmungstheorie zu stehen, greift doch der Staat in 
die Entscheidungsfreiheit der Verbraucherinnen und 
Verbraucher ein und beschränkt damit deren Bedürfnis 
nach Autonomie. Vor diesem Hintergrund erscheint es 
an dieser Stelle durchaus notwendig, diesen  – schein-
baren – Widerspruch im Folgenden einmal in den Blick 
zu nehmen und zu diskutieren.

Den Ausgangspunkt für die Entwicklung des Konzepts 
„Nudging“ bilden die verhaltenswissenschaftlichen 
Erkenntnisse der letzten Jahrzehnte. Diese haben 
deutlich aufgezeigt, dass das (Entscheidungs-)Ver-
halten von Verbraucherinnen und Verbrauchern oft 
„irrational“ oder „begrenzt rational“ ist und nicht dem 
Abbild eines stilisierten Homo oeconomicus entspricht 
(Schnellenbach, 2018; Thaler, 2000), wie er zur Verein-
fachung oft als heuristische Funktion unterstellt wird 
(Weimann, 2006). In diesem Zusammenhang hat die 
Verhaltensökonomik, die insbesondere in den 1970er- 
und 1980er-Jahren durch Arbeiten von Daniel Kahne
man und Amos Tversky geprägt wurde, in zahlreichen 
empirischen Studien gezeigt, dass Menschen unter 
Umständen24 durch kognitive Verzerrungen (Biases) 
beeinflusst werden und einfache mentale Abkürzungen 
(Heuristiken) in der Entscheidungsfindung nutzen, die 
zu systematischen Fehlern führen können.

24	 An dieser Stelle sei aber darauf hingewiesen, dass viele Studien im Hinblick auf die ökologische Validität zum Teil wichtige Umweltfaktoren 
ausgeblendet haben. Neuere Arbeiten weisen demzufolge darauf hin, dass im reduzierten Kontext „irrationales“ Verhalten in einem weniger 
reduzierten Kontext durchaus „ökologisch rational“ sein kann (u. a. Hertwig & Hoffrage, 2001 sowie Hoffrage et al., 2005).

25	 Einen Überblick über Behavioural Insights Units, die mit Regierungen weltweit zusammenarbeiten, hat die OECD unter https://oecd-opsi.org/
bi-units zusammengestellt.

Die Idee, verhaltensökonomische Erkenntnisse für die 
Politik zu nutzen, begann bereits in den 1990er-Jahren, 
Gestalt anzunehmen. Spätestens jedoch das Buch 
„Nudge: Improving Decisions About Health, Wealth, 
and Happiness“ von Richard Thaler und Cass Sunstein 
(2008) brachte mit dem Konzept des Nudgings verhal-
tenswissenschaftliche Erkenntnisse in den politischen 
Mainstream. So gründeten sich verhaltenswissen-
schaftliche Einheiten, wie das Behavioural Insights 
Team (BIT; auch bekannt als „Nudge Unit“) unter der 
britischen Regierung oder das Social and Behavioral 
Sciences Team (SBST) unter der Obama-Administration 
in den USA, um verhaltenswissenschaftliche Erkennt-
nisse in die Politikgestaltung zu integrieren. Aber auch 
andere Länder und Organisationen25 – wie die OECD 
und die Weltbank – begannen zusehends, verhaltens-
wissenschaftliche Teams zu gründen und insbesonde-
re Nudging-Strategien in ihren politischen Maßnahmen 
zu implementieren.

Das Nudging-Konzept basiert auf der Annahme, dass 
das Umfeld, in dem Entscheidungen getroffen werden, 
von zentraler Bedeutung für die Entscheidungsfindung 
ist und mithin allein die Art und Weise, wie Entschei-
dungen bzw. Wahloptionen präsentiert werden, Ent-
scheidungen beeinflussen kann (u. a. Purnhagen & 
Reisch, 2016; Thaler & Sunstein, 2008). Infolgedessen 
wird davon ausgegangen, dass durch die Gestaltung 
dieses Umfeldes – auch als Entscheidungsarchitektur 
bezeichnet – die Wahrscheinlichkeiten von Entschei-
dungen verändert werden können und hierbei bereits 
kleinste Veränderungen eine große Wirkung entfalten 
können. In diesem Zusammenhang stellen Nudges sol-
che kleinen Änderungen in der Entscheidungsarchitek-
tur dar. Als spezifische Aspekte einer Entscheidungs-
architektur sollen sie das Verhalten der Menschen in 
einem vorhersehbaren Maß verändern, ohne jedoch 
eine Handlungsoption zu verbieten oder ökonomische 
Anreizstrukturen zu verändern. Mithilfe von Nudging  – 

Nudging vor dem Hintergrund der Selbstbestimmungstheorie – 
eine kurze Reflexion
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d. h. dem Einsatz von Nudges – wird entsprechend 
versucht, Menschen zu bestimmten Entscheidungen zu 
bewegen, die jedoch stets im besten Interesse der Indi-
viduen und/oder der Gesellschaft liegen.

Nudges sind also keine Verbote oder Gebote, keine fi-
nanziellen Anreize oder Strafen, sondern haben einen 
ganz eigenen Charakter und erweitern damit potenziell 
das klassische verbraucherpolitische Instrumentarium 
(u. a. Purnhagen & Reisch, 2016; Thaler & Sunstein, 
2008). Doch so wie das Nudging-Konzept auf der politi-
schen Bühne Einzug hielt, so wurde es auch umgehend 
kritisch beäugt. Besonders die Frage, ob Nudging nicht 
die Autonomie der Verbraucherinnen und Verbraucher 
untergraben würde, wird immer wieder diskutiert. Vor 
dem Hintergrund, dass gerade die Autonomie in der 
Selbstbestimmungstheorie von großer motivationaler 
Bedeutung ist, soll dies an der Stelle kurz reflektiert 
werden.

Untergräbt Nudging die Autonomie der  
Verbraucherinnen und Verbraucher?

Kritikerinnen und Kritiker argumentieren unter ande-
rem26, dass Nudging oft auf so subtilen Veränderun-
gen im Entscheidungsumfeld basiere, dass sich die 
Verbraucherinnen und Verbraucher zwangsweise der 
Beeinflussung nicht bewusst sein könnten und mithin 
unbewusst beeinflusst würden. Die damit verbunde-
ne und gleichweg kritisierte mangelnde Transparenz 
von Nudges untergrabe aus Sicht der Kritikerinnen 
und Kritiker die Fähigkeit und auch die Möglichkeit der 
Verbraucherinnen und Verbraucher, informierte und 
selbstbestimmte Entscheidungen zu treffen. In dieser 
Sichtweise fehlt den Verbraucherinnen und Verbrau-
chern die volle Kontrolle über ihre Entscheidungen, 
was schließlich als Beeinträchtigung der Autonomie 
angesehen werden kann. 

Als weiteres Argument für die Autonomiebeeinträch-
tigung durch Nudging wird die Abhängigkeit von den 
Entscheidungsarchitektinnen und -architekten ange-
führt, also jenen, die die Nudges gestalten. Die Kritik 
bezieht sich in diesem Zusammenhang auf die – aus 
Sicht der Kritikerinnen und Kritiker – paternalistische 

26	 Geneigte Lesende seien an der Stelle auf die systematische Literaturübersicht über die ethischen Fragen des Nudging (Kuyer & Gordijn, 2023) 
verwiesen.

27	 „Ob eine Entscheidung „gut“ ist, richtet sich stets nur nach den Interessen und dem langfristigen Wohl der einzelnen Person. Ihr steht im-
mer frei, auch eine „schlechte“ Wahl zu treffen. Dies wird jedoch mit Absicht schwieriger und weniger attraktiv gestaltet“ (Schrader et  al., 
2024, S. 107).

Haltung der Entscheidungsarchitektinnen und -archi-
tekten, da diese über die „richtigen Ziele“ entschieden 
und die Gestaltung der Nudges letztlich auf deren Ent-
scheidungen und Werten basiere.

Auf der anderen Seite gibt es jedoch auch Argumente, 
die dafür sprechen, dass Nudging die Autonomie nicht 
(per se) untergräbt. Befürwortende argumentieren, 
dass gut gestaltete Nudges die Entscheidungsfindung 
erleichtern können, indem sie Informationen klarer 
und zugänglicher machen. Insofern würden Nudges 
die Autonomie der Verbraucherinnen und Verbrau-
cher gar unterstützen, indem diesen durch bessere 
Informationsdarbietung informiertere und damit auch 
selbstbestimmtere Entscheidungen ermöglicht wer-
den. Zudem wird seitens der Befürwortenden betont, 
dass Nudging keine Optionen verbiete und mithin die 
Wahlfreiheit nicht einschränke (u. a. Sunstein, 2023 
sowie Schrader et al., 202427). Entsprechend behiel-
ten Verbraucherinnen und Verbraucher stets die volle 
Kontrolle über ihre Entscheidungen und könnten sich 
immer noch gegen die von den Entscheidungsarchi-
tektinnen und -architekten präferierte Wahloption ent-
scheiden.

Eine Stellungnahme zu diesem Argument ist heraus-
fordernd. Dies insbesondere vor dem Hintergrund, 
dass sich die Kritik vornehmlich auf Facetten oder 
Ausprägungen von Nudges bezieht, die nicht dem Ver-
ständnis der „Väter und Geburtshelfer“ des Nudging-
Konzeptes entsprechen. Sunstein und Reisch (2019) 
betonen im Zusammenhang mit regulativem Nudging, 
dass Nudges

1.	 transparent und niemals irreführend sein sollten,

2.	 eine echte Wahlmöglichkeit bieten sollten – d. h., es 
sollte so einfach wie möglich sein, sich gegen eine 
Voreinstellung zu entscheiden – und

3.	 wohlfahrtsfördernd sein sollten – d. h., es sollte 
gute Gründe dafür geben, dass das angestrebte 
Verhalten das Wohl derjenigen verbessert, die ge­
nudged werden.

5  Wie kann man Verbraucherinnen und Verbraucher motivieren?
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Die Kritik ist sicherlich sachgemäß, sofern – und dies 
ist entscheidend – einer oder mehrere der oben ste-
henden Grundsätze nicht beim Design und der Anwen-
dung von Nudges eingehalten werden. Überdies ist zu 
bedenken, dass jede Entscheidung auch unweigerlich 
in eine existierende Entscheidungsarchitektur einge-
bunden ist. Entscheidungsarchitekturen können theo-
retisch ein Zufallsprodukt sein. Weitaus realistischer 
vermag jedoch die Annahme zu sein, dass gerade im 
Konsumumfeld Entscheidungsarchitekturen von je-
mandem oder verschiedenen Akteuren bewusst zu be-
stimmten, oftmals kommerziellen Zwecken gestaltet 
werden. 

Versteht man Regulierung als das, was sie ist – und 
zwar als Versuch, die Verhaltensweisen von Akteuren 
am Markt zu ordnen oder zu beeinflussen (Purnha-
gen & Reisch, 2016) –, dann geht es beim regulativen 
Nudging darum, dass nun ein politischer Akteur in 
diese bereits bestehende und von anderer Stelle ge-
staltete Entscheidungsarchitektur eingreift. Vor dem 
Hintergrund, dass politische Akteure demokratisch 
legitimiert sind, kann diesen zumindest in Relation zu 
anderen Akteuren, wie Unternehmen, eine das Ver-
braucherwohl berücksichtigende Grundhaltung unter-
stellt werden.

Fazit

Die Identifikation und Ausgestaltung eines wirksamen 
Mixes aus dem verbraucherpolitischen Instrumenten-
kasten bleiben vor dem Hintergrund heterogener Prä-
ferenzen und komplexer politisch-gesellschaftlicher 
Herausforderungen eine anspruchsvolle Aufgabe der 
Regulierung. Nudges, wie auch andere innovative und 
von verhaltenswissenschaftlichen Erkenntnissen ge-
prägte Instrumente (beispielhaft „Boosts“28), können 
eine sinnvolle Ergänzung darstellen, wenn klassische 
Instrumente wenig nützen, unerwünschte Nebeneffek-
te haben, die (richtigen) Zielgruppen nicht erreichen 
oder Ver- und Gebote als zu starke Eingriffe in die Frei-
heit und damit auch die Autonomie gelten.

28	 Vgl. hierzu Herzog & Hertwig (2022).

In diesem Zusammenhang bietet die Selbstbestim-
mungstheorie wertvolle Einsichten für die Gestaltung 
von Nudges. Während Nudging – sofern nicht wie im 
ursprünglichen Sinne der Väter und Geburtshelfer 
des Nudgings konsequent umgesetzt – potenziell die 
Autonomie beeinträchtigen kann, kann Nudging auch 
so gestaltet werden, dass es die psychologischen Be-
dürfnisse nach Autonomie, Kompetenz und sozialer 
Eingebundenheit aktiv unterstützt. Nudges können 
sogar dazu eingesetzt werden, andere bestehende Ins-
trumente wie Information, Beratung, Bildung, welche 
bewusst auf die Autonomie- und Kompetenzstärkung 
der Verbraucherinnen und Verbraucher abzielen, noch 
wirksamer zu gestalten. Entsprechend können Ent-
scheidungsarchitektinnen und -architekten von den Er-
kenntnissen der Selbstbestimmungstheorie sicherlich 
profitieren.

EFFEKTIVE VERBRAUCHERKOMMUNIKATION 
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6.1	 Einführung

Kommunikationskampagnen, die Verhaltensänderungen 
bewirken sollen, adressieren häufig Wissen und Ein-
stellungen der Zielpersonen, indem über Probleme und 
deren Lösungen informiert wird oder Vor- und Nachteile 
bestimmter Verhaltensweisen hervorgehoben werden. 
So wurde beispielsweise in der Corona-Impfkampagne 
der Nutzen der Impfung für sich selbst, aber auch für an-
dere betont. Hinter diesen Ansätzen steckt die Annahme, 
dass besseres Wissen und eine positivere Einstellung 
letztlich auch zu einer Verhaltensänderung führen.

Wissen und Einstellungen sind zwar wichtige Einfluss-
faktoren auf Verhalten, der ausschließliche Fokus auf 
diese in Kommunikationsmaßnahmen greift jedoch zu 
kurz. So werden mit einem solchen Ansatz vor allem 
Verbraucherinnen und Verbraucher adressiert, die 
bisher noch wenig Vorwissen zum Thema hatten oder 
eine ablehnende Haltung einnehmen. Je nach Thema 
ist dieser Anteil in der Bevölkerung jedoch unter-
schiedlich groß. 

Insbesondere beim Thema Nachhaltigkeit ist davon 
auszugehen, dass wesentliche Zusammenhänge zwi-
schen eigenem Konsumverhalten (z. B. hinsichtlich 
Mobilität oder Energieverbrauch) und CO2-Verbrauch 
bereits vielen Verbraucherinnen und Verbrauchern 
bekannt sind. Auch hat ein großer Anteil der Bevölke-
rung bereits eine positive Einstellung gegenüber dem 

29	 Damit soll nicht unterstellt werden, dass die Einstellungs-Verhaltens-Lücke nur durch Kommunikationsmaßnahmen geschlossen werden 
kann. Hier gibt es weitere Ansatzpunkte, etwa die Reduktion von Kosten nachhaltigen Verhaltens oder die Bereitstellung einer nachhaltigen 
Infrastruktur etwa im Bereich des öffentlichen Nahverkehrs, auf die wir aber im Rahmen dieses Beitrags nicht weiter eingehen werden.

30	 Selbstverständlich gibt es eine Vielzahl weiterer Faktoren und Ansätze, die bei der Gestaltung von Kommunikation berücksichtigt werden 
können. Für den Bereich umweltbezogener Kommunikation sei hier beispielsweise auf Klöckner (2015) und Schrader et al. (2024) verwiesen.

Thema Nachhaltigkeit (SVRV, 2021). Kommunikation, 
die überwiegend auf Wissen und Einstellungen abzielt, 
ist für diese Segmente „herausgeworfenes Geld“.

Hinzu kommt ein weiteres Problem. Wissen und Einstel-
lungen reichen häufig nicht aus, damit es tatsächlich zu 
einer Verhaltensänderung kommt. In der Literatur ist 
dieses Phänomen unter den Begriffen „Einstellungs-
Verhaltens-Lücke“ oder „Intentions-Verhaltens-Lücke“ 
bekannt und spielt insbesondere im Bereich nach-
haltigen Verhaltens eine wichtige Rolle (Kollmuss & 
Agyeman, 2002). So führen Wissen über den Zusam-
menhang zwischen eigenem Konsumverhalten und 
CO2-Verbrauch und eine positive Einstellung gegen-
über nachhaltigem Verhalten nicht unbedingt dazu, 
nachhaltige Verhaltensweisen zu übernehmen.

Kommunikation sollte dementsprechend stärker als 
bisher die Umsetzung von Wissen und Einstellungen 
in Verhalten adressieren.29 Hierfür stellen wir im Fol-
genden drei Ansätze vor, die wir hier für besonders 
relevant halten:30

1.	 Unterschiedliche Handlungsphasen von der Ent-
scheidung bis zu der Umsetzung

2.	 Psychologische Distanz und abstrakte versus kon-
krete Informationsverarbeitung

3.	 Unterstützung bei der Umsetzung von Verhalten 
durch Durchführungsintentionen

6  Wie kann man Verbraucherinnen 
und Verbrauchern eine  
Verhaltensänderung nahelegen?
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6.2	 Handlungsphasen: von der 
Entscheidung zur Umsetzung 
von Verhalten

Für erfolgreiche Kommunikation ist es wichtig, dass 
Wissen und Einstellungen auch in Verhalten umge-
setzt werden. Hierfür können motivationspsychologi-
sche Prozessmodelle wichtige Anhaltspunkte liefern. 
Eines der einflussreichsten Modelle ist das Rubikon-
modell der Handlungsphasen und Bewusstseinslagen 
(Gollwitzer, 2012), welches den Fokus auf den Motiva-
tionsprozess legt. Die zentrale Annahme ist, dass sich 
der Weg vom Nachdenken über eine Entscheidung zur 
Durchführung entsprechender Handlungen in vier zen-
trale Phasen unterteilen lässt: (1) Abwägen, (2) Planen, 
(3) Handeln und (4) Bewerten. Eine weitere zentrale 
Annahme besteht darin, dass in diesen Phasen jeweils 
unterschiedliche Aufgaben gelöst werden, die mit un-
terschiedlichen Arten der menschlichen Informations-
verarbeitung einhergehen, die im Modell als Mindsets 
oder Bewusstseinslagen bezeichnet werden. Dem-
entsprechend achten Individuen auf andere Informa-
tionen, je nachdem, in welcher Phase sie sich auf dem 
Weg von der Entscheidung zum Handeln befinden. Es 
macht dementsprechend einen großen Unterschied, ob 
Personen noch abwägen, ob sie ihr Verhalten ändern 
sollen, oder ob sie bereits dabei sind zu überlegen, 
wie sie dies umsetzen können. Ein ähnliches Modell ist 
das Phasenmodell der selbstregulierten Verhaltens-
änderung von Bamberg (2013a), welches auf dem Ru-
bikonmodell basiert und dieses um Erkenntnisse aus 
der umweltpsychologischen Forschung erweitert.31 Die 
folgenden Ausführungen basieren auf beiden Modellen 
(Bamberg, 2013a; Gollwitzer, 2012; siehe Abbildung 7).

Abwägen – prädezisionale Phase

In der prädezisionalen Phase steht das Abwägen im 
Vordergrund. Hier geht es um die Frage, ob und wel-
che Anliegen überhaupt in die Tat umgesetzt werden 
sollen. Dabei stehen Fragen zur Wünschbarkeit und 
Realisierbarkeit im Vordergrund. Überlegt eine Person 
beispielsweise, ob sie in Zukunft mehr auf Autofahrten 
verzichtet, so stellt sich die Frage, als wie wünschens-
wert bzw. wichtig und wie leicht umsetzbar dieses Ver-
halten eingeschätzt wird. Kommt es zu einer positiven 

31	 Vgl. ergänzend Nachreiner et al. (2015).

Entscheidung, so bildet sich eine Zielintention heraus, 
die aber noch vergleichsweise abstrakt ist (z. B. Ich 
möchte weniger mit dem Auto fahren).

In der Phase des Abwägens sind Einstellungen und 
Wissen besonders relevant, da diese einen wichtigen 
Einfluss darauf haben, welche Anliegen als wichtig 
oder wünschenswert erachtet werden. Befunde aus 
der Mindset-Forschung (für einen Überblick: Goll-
witzer, 2012) zeigen zudem, dass Individuen in dieser 
Phase vergleichsweise offen gegenüber Informationen 
sind. Auch zeigt sich im Vergleich zu späteren Phasen 
eine höhere Tendenz zur objektiven Beurteilung von 
Informationen.

Planen – präaktionale Phase

Wurde eine Entscheidung getroffen, beginnt die präak-
tionale Phase. Hier stehen die Planung und Realisie-
rung der Handlung im Vordergrund. Die Handelnden 
beschäftigen sich gedanklich mit der Frage, wie das Ziel 
erreicht werden soll und welche Strategien dafür ge-
eignet sind. Wurde beispielsweise die Zielintention „Ich 
möchte weniger mit dem Auto fahren“ gewählt, stehen 
mehrere Möglichkeiten zur Verfügung, die hierbei ein-
gesetzt werden können (z. B. das komplette Umsteigen 
auf den ÖPNV für die Arbeitswege, das vermehrte Nut-
zen des Fahrrads oder der Ersatz des eigenen Autos 
durch Carsharing-Angebote). Hier sind wiederum die 
Schwierigkeit der Durchführung (Lässt sich das in den 
Alltag einbauen? Wie sieht es mit der Verfügbarkeit der 
Angebote aus?) sowie die Einstellung gegenüber dem 
Verhalten (z. B. Wie gerne fahre ich Fahrrad?) relevant.

Der inhaltliche Fokus liegt in dieser Phase auf Infor-
mationen über die Zielerreichung, nicht mehr über das 
Ziel an sich. Die Mindset-Forschung (Gollwitzer, 2012) 
zeigt, dass Handelnde in der Phase des Planens eine 
gewisse „closed-mindedness“ erreichen und Informa-
tionen, die zu einer Neubewertung des Handlungs-
ziels führen können, ignorieren. Die Aufmerksamkeit 
verengt sich und fokussiert auf Informationen, die im 
Zusammenhang mit der Realisierung des Ziels stehen. 
Diese Aufmerksamkeitsverengung dient der effizienten 
Realisierung des Ziels, da Informationen über konkur-
rierende Ziele oder eine Neubewertung des ursprüng
lichen Ziels die Handlungsausführung erschweren 
oder gar verhindern können.
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Handeln – aktionale Phase

In der aktionalen Phase steht die erfolgreiche Durch-
führung der Handlung im Vordergrund. Hierzu gehört 
u. a. auch der Umgang mit Handlungshindernissen oder 
mit Unterbrechungen bei der Handlungsdurchführung. 
Wenn beispielsweise der Entschluss gefasst wurde, mit 
dem Fahrrad statt mit dem Auto zur Arbeit zu fahren, 
stellt sich die Frage, wie mit Handlungshindernissen 
wie schlechtem Wetter umgegangen wird. Eine wei-
tere Herausforderung kann die Wiederaufnahme des 
Verhaltens nach einer Pause, z. B. bedingt durch den 
Winter, sein. Förderlich bei der Zielverfolgung sind Be-
harrlichkeit und die Steigerung der Anstrengung, wenn 
Schwierigkeiten auftauchen. Ähnlich wie in der Phase 
des Planens ist auch hier zu erwarten, dass der Fokus 
der Aufmerksamkeit verengt ist und auf der erfolgrei-
chen Handlungsdurchführung liegt. Informationen, die 
zu einer Neubewertung des Zieles führen, werden we-
niger gut aufgenommen und verarbeitet.

Bewerten – postaktionale Phase

In der postaktionalen Phase ist das neue Verhalten eta-
bliert, und es steht die Bewertung der Zielerreichung 
und der damit verbundenen Folgen im Vordergrund. 
Traten die gewünschten Folgen auf, die in der Phase 
des Abwägens erwartet wurden? Je nachdem, wie 
positiv oder negativ dieser Vergleich ausfällt, sollte es 
zu einer Stabilisierung des neuen Verhaltens kommen 
oder nicht. Im Gegensatz zu den Phasen des Planens 
und Handelns ist hier wieder mit einer breiteren Auf-
merksamkeit und einer objektiveren Informations-
verarbeitung zu rechnen. Informationen, die bei einer 
Bewertung des Handlungsergebnisses (und damit bei 
einer Neubewertung des ursprünglichen Handlungs-
zieles) hilfreich sind, sollten bevorzugt aufgenommen 
und verarbeitet werden.

Implikationen für die Gestaltung von  
Kommunikation

Die zentrale Implikation des Handlungsphasenmodells 
ist, dass Kommunikation berücksichtigen muss, in wel-
cher Phase der Verhaltensanpassung sich Verbrauche-
rinnen und Verbraucher befinden (siehe Abbildung 7). In 
den unterschiedlichen Phasen haben Verbraucherinnen 
und Verbraucher unterschiedliche Informationsbedarfe, 

32	 Die Unterschiede zwischen diesen Phasen sind auch empirisch am besten untersucht.

Kommunikation muss also phasengerichtet unter-
schiedliche Inhalte vermitteln. Gleichzeitig bestehen 
Unterschiede in der Art der Informationsaufnahme (z. B. 
hinsichtlich der Offenheit für Informationen), weshalb 
sich Verbraucherinnen und Verbraucher je nach Phase 
hinsichtlich ihrer Adressierbarkeit unterscheiden.

Insbesondere die Unterscheidung zwischen der Phase 
des Abwägens und des Planens ist hier relevant.32 In 
der Phase des Abwägens steht im Vordergrund, eine 
Bereitschaft zur Verhaltensänderung zu schaffen. Die 
klassischen Kommunikationsansätze zur Vermittlung 
von Wissen und zur Erzeugung positiver Einstellungen 
gegenüber einer Verhaltensänderung sind dement-
sprechend vor allem bei Verbraucherinnen und Ver-
brauchern in der abwägenden Phase relevant.

Für Verbraucherinnen und Verbraucher, die bereits 
eine Entscheidung zur Verhaltensänderung getroffen 
haben und die sich in den Phasen des Planens oder 
Handelns befinden, ist dieser Zugang nicht geeignet. 
Im besten Fall werden die Informationen ignoriert, im 
schlechteren Fall können sie dazu führen, dass es zu 
einer Neubewertung der Verhaltensabsicht kommt 
und die Betroffenen erneut darüber nachdenken, ob 
sie wirklich etwas tun wollen, statt die Umsetzung zu 
planen. In der planenden Phase sollte Kommunikation 
eher darauf fokussieren, konkrete Mittel und Wege 
aufzuzeigen, wie das Ziel erreicht werden kann. In der 
Phase des Handelns sollte hier der Fokus auf Lösungs-
strategien im Umgang mit Schwierigkeiten gesetzt 
werden. Die Bewertung der Übernahme neuer Verhal-
tensweisen in der Phase des Bewertens kann hingegen 
wieder durch Informationen über die Folgen neuer Ver-
haltensweisen gestützt werden.

Der Erfolg einer solchen phasenangepassten Kommuni-
kationsstrategie zeigt sich in einer Studie von Bamberg 
(2013b) zur Änderung des Mobilitätsverhaltens. Hier 
wurde zuerst erfragt, in welcher der vier Handlungspha-
sen sich die Adressierten befanden. Anschließend er-
hielten die Personen Informationspakete, die auf die ent-
sprechende Phase zugeschnitten waren. Der Vergleich 
mit einer Kontrollgruppe, die ein Standardinformations-
paket erhielt, zeigte, dass die Anpassung der Kommuni-
kation an die Handlungsphase zu einer Veränderung des 
Mobilitätsverhaltens führte; das Standardinformations-
paket führte hingegen zu keiner Veränderung.
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Bei der Etablierung der beschriebenen Projekte 
„Reparaturlabel“ und „DPP“ sollten die unterschied­
lichen Handlungsphasen, in denen Verbraucherin­
nen und Verbraucher sein können, berücksichtigt 
werden. Während der Einführungsphase ist es zu­
nächst besonders wichtig, zu erklären, warum das 
Reparaturlabel bzw. der digitale Produktpass sinn­
voll ist. Die Wünschbarkeit kann durch die Vortei­
le des Reparierens (z. B. weniger Ressourcenver­
brauch, preisgünstiger als Neukauf) kommuniziert 
werden. Das Reparaturlabel und der DPP können 
als Mittel der Realisierbarkeit hierfür kommuniziert 

werden. In der Planungs- bzw. Handlungsphase, 
also für Verbraucherinnen und Verbraucher, bei 
denen bereits eine positive Einstellung geschaffen 
wurde, geht es darum, konkrete Verhaltensmög­
lichkeiten aufzuzeigen, um die Übersetzung der 
Einstellung in Verhalten zu ermöglichen. Hierfür 
könnte beispielsweise die Nutzung des Reparatur­
labels in der Kaufsituation oder die Nutzung des 
DPP im Falle einer Reparatur adressiert werden. 
Weiterhin sollten mögliche Handlungshindernisse 
(Wie finde ich einen Reparaturbetrieb?) adressiert 
werden.
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Abbildung 7: Handlungsphasen und phasengerichteter Informationsbedarf in Anlehnung an Gollwitzer (2012) 
und Bamberg (2013a).
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6.3	 Construal-Level-Theorie: 
psychologische Distanz und 
Informationsverarbeitung

Menschen sind in der Lage, über Dinge nachzudenken, 
auch wenn diese weit entfernt sind. Diese Fähigkeit 
nennt sich mentale Abstraktion und befähigt Men-
schen, sich die Zukunft vorzustellen, an die Vergan-
genheit zu erinnern oder an andere Orte zu denken. 
Dabei wird die Vorstellung zumeist abstrakter, je wei-
ter etwas vom eigenen Selbst entfernt ist. Diesen Zu-
sammenhang zwischen Distanz und Grad der mentalen 
Abstraktion erklärt die Construal-Level-Theorie (Trope 
& Liberman, 2010).

Die Problematik bei Kommunikationskampagnen im 
Zuge großer Transformationen liegt häufig in einer 
großen Distanz zum Geschehen bzw. zum erwünsch-
ten Zielzustand. Konsequenzen von Handlungen und 
besonders der eigene Anteil daran sind oft nicht klar 
wahrnehmbar oder verifizierbar. Basierend auf der 
Construal-Level-Theorie besteht ein Zusammenhang 
zwischen dieser psychologischen Distanz und der Art 
der Informationsverarbeitung (Soderberg et al., 2015). 
Das bedeutet, je größer die psychologische Distanz 
ist, desto eher werden Informationen mental abstrakt 
verarbeitet und repräsentiert (Griskevicius et al., 
2012). Das heißt, wenn beispielsweise Menschen über 
Situationen in weiter Zukunft (beispielsweise nächstes 
Jahr) nachdenken sollen, dann sind diese Gedanken 
abstrakter und in allgemeineren Kategorien als bei der 
Frage nach Situationen in naher Zukunft (beispiels
weise das nächste Wochenende) (Liberman et al., 
2002). Aber auch andersherum sorgen abstrakte Infor-
mationen für eine abstrakte Informationsverarbeitung 
und das wiederum für eine größere wahrgenommene 
psychologische Distanz. Die Auswirkungen von psycho
logischer Distanz und abstrakter Informationsverar-
beitung auf Einstellungen, Intentionen und Verhalten 
wurden empirisch in vielen Studien nachgewiesen (für 
eine Meta-Analyse siehe Soderberg et al., 2015).

Eine große psychologische Distanz und abstraktes 
Denken sind aber gerade in akuten Entscheidungspro-
zessen problematisch, da zukünftige Ereignisse dabei 
eine geringere Rolle spielen als Ereignisse in der Ge-
genwart. Dieser Effekt wird temporal discounting ge-
nannt (Frederick et al., 2002). So konnte in zahlreichen 

Studien gezeigt werden, dass Menschen kleinen, aber 
sofortigen Belohnungen den Vorzug geben gegenüber 
größeren, aber späteren Belohnungen. Handlungs
folgen, die in der Zukunft liegen, wird also ein gerin-
gerer Wert zugeschrieben als unmittelbaren Folgen. 
Als Grund dafür wird unter anderem beschrieben, dass 
zukünftige Handlungsfolgen häufig nicht konkret greif-
bar sind (Rick & Loewenstein, 2008). Für akute Ent-
scheidungssituationen ist es daher hilfreicher, wenn 
die angereichten Informationen konkret sind und eine 
niedrige psychologische Distanz aufweisen.

Die wechselseitige Beziehung zwischen dem mentalen 
Abstraktionslevel und dem Prinzip der psychologischen 
Distanz ermöglicht es, sich diese beiden Konzepte als 
zwei Stellschrauben bei der Gestaltung der Nachricht 
zunutze zu machen. Einerseits kann eine zielgerichtete 
Kommunikation versuchen, die psychologische Distanz 
zu reduzieren und Nähe zu schaffen. Dazu ist es hilf-
reich zu wissen, dass psychologische Distanz in vier 
verschiedenen Dimensionen entstehen kann (siehe 
Abbildung 8): temporal (Gegenwart vs. Zukunft), räum-
lich (hier vs. woanders), sozial (ich vs. andere) und 
hypothetisch (sicher vs. unsicher). Häufig ist zu beob-
achten, dass sich Kommunikationskampagnen auf Er-
eignisse beziehen, die irgendwann (Zukunft), irgendwo 
(woanders), vermutlich (unsicher) anderen (nicht mir) 
passiert. Das ist besonders beim Thema Klimawandel 
der Fall, wo die Auswirkungen für viele noch wenig 
spürbar und eher unkonkret sind. Unter den zuvor ge-
nannten Gesichtspunkten ist es daher nicht verwunder-
lich, dass Menschen sich durch diese Art von Kommu-
nikation nicht motivieren lassen, heutiges Verhalten 
in eine (meist unkomfortablere) Richtung zu ändern 
(Warum soll ich heute auf Flugreisen verzichten, wenn 
unsicher ist, wer wo zukünftig welche Konsequenzen 
dafür erlebt?). Effektiver ist es, sich in der Nachricht 
auf Informationen zu beziehen, die sowohl zeitlich als 
auch örtlich einen Bezug zur adressierten Person ha-
ben und von denen die adressierte Person ausgehen 
kann, dass sie wahr sind und sie persönlich betreffen 
werden. Indem man durch die Gestaltung der Nachricht 
die psychologische Distanz zum Ereignis reduziert, re-
duziert man auch das mentale Abstraktionslevel und 
damit die Art der Informationsverarbeitung. Dies kann 
dazu beitragen, dass Menschen konkreter über eine 
Situation nachdenken und diese Informationen in ihren 
Entscheidungssituationen mit einbeziehen.
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Andererseits kann zielgerichtete Kommunikation ver-
suchen, die Nachricht so konkret wie möglich zu for-
mulieren und somit das mentale Abstraktionslevel zu 
reduzieren. Studien konnten zeigen, dass allein die Art 
der Formulierung einer Nachricht zu einer geringeren 
psychologischen Distanz führen kann und sich Men-
schen schneller betroffen fühlen. Selbst visuelle Stimuli 
(abstrakte vs. konkrete Bilder vom Klimawandel) können 
diesen Effekt auf die wahrgenommene psychologische 
Distanz haben (Duan et al., 2021). Weitere Studien zeig-
ten weiterführend, dass konkrete Informationen und ein 
konkretes mentales Abstraktionslevel die Handlungs
bereitschaft fördern können (White et al., 2011).

Darüber hinaus werden in der Literatur weitere Aspek-
te von Nachrichten beschrieben, die konkrete Denkwei-
sen fördern und Menschen in einen Aktionsmodus brin-
gen können (Lee, 2019). Zum Ersten sollte die Nachricht 
thematisch das Wie (Wie führe ich die Handlung aus?) 
in den Fokus nehmen anstatt das Warum (Warum sollte 
ich eine Handlung ausführen?). Dementsprechend wäre 
es besser, Menschen konkrete Handlungsempfehlun-
gen zur Mülltrennung zu geben (Wie), als zu betonen, 
wie wichtig Mülltrennung für die Umwelt ist (Warum), 
um Menschen ins Handeln zu bringen.

An dieser Stelle soll erwähnt werden, dass das Thema-
tisieren des Warums nicht immer falsch ist. Da in einer 

abstrakten Informationsverarbeitung Einstellungen 
und Werte eine größere Rolle spielen, kann ein Fokus 
auf das Warum durchaus sinnvoll sein, um Menschen 
von einer Handlung zu überzeugen. Hier verweisen wir 
auf die oben beschriebene prädezisionale Phase, in der 
Menschen offen für Informationen sind, die Handlungs-
optionen nach Realisierbarkeit und Wünschbarkeit 
abwägen und Handlungsintentionen gebildet werden 
können. Befinden sich Menschen in dieser Phase, kann 
also abstrakte Informationsverarbeitung über Warum-
Nachrichten zielgerichtet sein. Dieser Ansatz ist jedoch 
wenig effektiv in der (prä-)aktionalen Phase (siehe 
Kapitel  6.2.2), wenn die Entscheidung zur Handlung 
bereits getroffen ist und Informationen zur Zielerrei-
chung relevant werden. Nachrichten sollten an dieser 
Stelle auf das Wie ausgerichtet sein, um ein niedriges 
mentales Abstraktionsniveau und größere unmittelba-
re Handlungsbereitschaft einzuleiten.

Weiterhin wurde empirisch gezeigt, dass neue Situatio-
nen eher abstrakt repräsentiert werden, während be-
kannte Themen konkret verarbeitet werden (Trope & 
Liberman, 2010). Menschen können über unbekannte 
Situationen schlecht konkret nachdenken, da ihnen dazu 
schlichtweg die Erfahrung fehlt. Daraus ergibt sich die 
Empfehlung, sich in Nachrichten möglichst nah an den 
Lebensrealitäten der Adressierten zu orientieren. Zum 
Dritten werden Informationen eher konkret verarbeitet, 

Abbildung 8: Psychologische Distanz und mentales Abstraktionsniveau.
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wenn sie in Narrativen (anstatt in faktischer Form) prä-
sentiert werden (Kim & Nan, 2019). Menschen fällt es 
schwer, reine Fakten zu verarbeiten und in Relation zu 
setzen. Dagegen sind Geschichten deutlich eingängiger. 
Menschen können sich diese besser merken, besonders 
dann, wenn sie einen Bezug zu dieser haben. Diese As-
pekte können daher ebenfalls bei der Gestaltung von 
Kommunikation Beachtung finden.

Aus Sicht der Construal-Level-Theorie ist die Ein­
führung eines Reparaturlabels zunächst einmal 
grundsätzlich zu befürworten, da ein solches Label 
Informationen zur Reparierbarkeit von Produkten 
für Verbraucherinnen und Verbraucher sichtbar 
und konkret macht. Bei der Gestaltung von Kom­
munikationsmaßnahmen wäre zu beachten, dass 
Verbraucherinnen und Verbrauchern konkret auf­
gezeigt wird, wie das Label zu verstehen und zu 
nutzen ist. Auch unter dem Aspekt der psychologi­
schen Distanz ist das reine Anreichen eines Labels 
nicht ausreichend, um die Kaufentscheidung bei 
Verbraucherinnen und Verbrauchern zu beeinflus­
sen. Vielmehr sollten die persönlichen Vorteile für 
Verbraucherinnen und Verbraucher in der akuten 
Kaufsituation deutlich gemacht werden. Außerdem 
sollte die Einführung szenariobasiert kommuniziert 
werden. Vorstellbar ist hier die Beschreibung von 
konkreten Produktkauf-Szenarien, in denen Fakto­
ren wie Preis, Nutzen und Reparierbarkeit gegen­
einander abgewogen werden, um zu einer Kauf­
entscheidung zu gelangen.

Auch in Hinblick auf den digitalen Produktpass sollte 
bei der Einführung darauf geachtet werden, wie die 
sehr technischen und ggf. unübersichtlichen Infor­
mationen den Verbraucherinnen und Verbrauchern 
zugänglich und damit nutzbar gemacht werden. Die 
Vielzahl der Informationen wird bei Verbraucherin­
nen und Verbrauchern (wenn überhaupt) tenden­
ziell zu abstrakter Informationsverarbeitung füh­
ren. Wichtig ist es daher, die Einführung des Labels 
kommunikativ anhand von konkreten Anwendungs­
beispielen zu begleiten. Somit lernen Verbrau­
cherinnen und Verbraucher, in welchen konkreten 
Situationen sie den digitalen Produktpass nutzen 
und wie sie ihn interpretieren können. So kann die 
Information mit größerer Wahrscheinlichkeit in Ent­
scheidungen konkrete Verwendung finden.

Zusammenfassend ist Verbraucherkommunikation un-
ter den Aspekten der Construal-Level-Theorie dann er-
folgversprechend, wenn Nachrichten so gestaltet sind, 
dass Verbraucherinnen und Verbraucher die Informa-
tionen konkret verarbeiten und ein Aktionsmodus ge-
fördert wird.

6.4	 Der Ansatz der  
Durchführungsintentionen

Einen spezifischen Ansatz zur Reduzierung der Einstel-
lungs-Verhaltens-Lücke (engl. Intention-Behavior Gap) 
stellen sogenannte Durchführungsintentionen (engl. 
Implementation Intentions) dar (Gollwitzer, 1993). 
Auch hier spielt der Unterschied zwischen konkreter 
und abstrakter Informationsverarbeitung eine wichtige 
Rolle. Ein Problem bei der Umsetzung von Absichten in 
Verhalten besteht darin, dass Absichten oft auf einem 
zu abstrakten Niveau gebildet werden (z. B. Ich möch-
te weniger mit dem Auto fahren). Hier ist noch nicht 
klar, wie dieses Ziel erreicht werden soll, und dem-
entsprechend kann die Umsetzung des Ziels weniger 
wahrscheinlich werden. Forschung zu Durchführungs-
intentionen zeigt, dass die Erfolgsaussichten bei der 
Umsetzung von Absichten in Verhalten dadurch erhöht 
werden können, indem konkrete Umsetzungsabsichten 
gebildet werden (für einen aktuellen Überblick: Biele-
ke et al., 2021; Sheeran et al., 2024). Umsetzungsab-
sichten spezifizieren genauer, welches Verhalten aus-
geführt werden soll (z. B. mit dem Fahrrad zur Arbeit 
fahren) und wann dies ausgeführt werden soll (z. B. 
wenn es nicht regnet). Bilden Menschen solche Durch-
führungsintentionen in Form von Wenn-dann-Plänen 
(Wenn X eintritt, dann mache ich Y), so erhöht dies die 
Wahrscheinlichkeit, dass das Verhalten auch ausge-
führt wird.

Diese vergleichsweise simple Technik kann sehr er-
folgreich sein, wie die umfangreiche Befundlage zur 
Wirksamkeit von Durchführungsintentionen zeigt 
(siehe die Meta-Analyse von Sheeran et al., 2024). Die 
Wirksamkeit beruht auf zwei Mechanismen (Parks-
Stamm et al., 2007). Zum einen erhöht die Bildung von 
Durchführungsintentionen die kognitive Zugänglichkeit 
der auslösenden Situation (des Wenn-Teils). Dadurch 
sinkt die Wahrscheinlichkeit, dass günstige Gelegen-



36 EFFEKTIVE VERBRAUCHERKOMMUNIKATION

heiten übersehen werden. Zum anderen ist bei der 
Ausführung kein weiterer Prozess der Willensbildung 
nötig (dieser wurde ja vorher durchlaufen), sodass der 
Dann-Teil ohne Willensanstrengung ausgeführt wer-
den kann – die Verhaltensausführung wird ein Stück 
weit automatisiert.

Die Bildung solcher Durchführungsintentionen be-
inhaltet mehrere Teilschritte. So müssen Verhaltens-
weisen identifiziert werden, welche zur Erreichung der 
Ziele beitragen (Dann-Teil). Weiterhin müssen günstige 
Handlungsgelegenheiten identifiziert werden (Wenn-
Teil). Diese müssen dann zu erfolgversprechenden 
Plänen kombiniert werden. Hier können Kommunika-
tionsmaßnahmen ansetzen und bei der Etablierung 
von Durchführungsintentionen unterstützen. Bei der 
Anwendung des Konzeptes ist es sinnvoll, wenn Ver-
braucherinnen und Verbraucher Durchführungsinten-
tionen nutzen, die zu ihrer Lebenssituation passen. 
Dieser Prozess kann durch Kommunikationsmaßnah-
men unterstützt werden, indem aufgezeigt wird, wel-
che Beispiele für Verhaltensmöglichkeiten es konkret 
gibt und wie diese eingesetzt werden können. Dass 
Kommunikationsmaßnahmen bei der Etablierung von 
Durchführungsintentionen unterstützen können, zeigt 
eine Studie von Fennis et al. (2011). Hier wurden über 
eine Website Beispiele für sinnvolle Verhaltens-Situa-
tions-Kombinationen im Kontext nachhaltigen Kaufens 
kommuniziert. In dieser Studie zeigte sich auch, dass 
diese Maßnahme nur dann erfolgreich war, wenn diese 
„lebendig“ und konkret aus einer handelnden Perspek-
tive dargestellt wurde; eine reine Auflistung von Ver-
haltensoptionen führte zu keiner Verhaltensänderung. 
Letztlich spricht auch dies für die Wichtigkeit, in der 
Verbraucherkommunikation konkret statt abstrakt zu 
kommunizieren.

Im Rahmen des Rubikonmodells findet die Bildung sol-
cher Durchführungsintentionen in der Phase des Pla-
nens statt (Gollwitzer, 2012). Es handelt sich um eine 
Technik, die sich an Personen richten sollte, die bereits 
eine Entscheidung zur Verhaltensänderung getroffen 
haben. Bei Personen, die noch keine Entscheidung zur 
Verhaltensänderung getroffen haben, werden solche 
Kommunikationsansätze dementsprechend keinen Er-
folg haben.

Im konkreten Fall der beiden beispielhaft genannten 
Projekte wäre in diesem Zusammenhang Kommu­
nikation hilfreich, welche die Bildung von Durchfüh­
rungsintentionen fördert. Ein Reparaturlabel kann 
nur dann effektiv sein, wenn es bei (bestenfalls) je­
dem Produktkauf relevant ist. Es sollte also das Ziel 
sein, das Label als gängiges Entscheidungskriterium 
zu etablieren, damit es von Verbraucherinnen und 
Verbrauchern bei der Kaufentscheidung ganz selbst­
verständlich neben anderen Faktoren in Betracht 
gezogen werden kann. Eine Erkenntnis aus der For­
schung zu Durchführungsintentionen ist, dass die 
Handlungsausführung erleichtert wird, wenn nicht 
nur kommuniziert wird, was getan werden sollte 
(Dann-Teil), sondern auch in welcher Situation (Wenn-
Teil), etwa „Wenn ich ein Produkt kaufe, dann achte 
ich neben dem Preis und der Leistung auch auf das 
Reparaturlabel.“ Bei der Einführung des Labels kann 
das kommunikativ unterstützt werden, indem konkre­
te Beispiele von Kaufszenarien illustrativ beschrieben 
werden. Wie bereits in Kapitel 6.3 beschrieben, eignet 
sich die Kommunikation in Szenarien besser als eine 
faktische Darstellung, da Verbraucherinnen und Ver­
braucher sich diese besser merken können. Außer­
dem unterstützt dies den Entscheidungsprozess, da 
im Szenario deutlich beschrieben ist, wann Verbrau­
cherinnen und Verbraucher das Label nutzen sollen.

In Bezug auf den digitalen Produktpass ist es dagegen 
wichtig zu berücksichtigen, dass das gewünschte Ver­
halten in späteren Produktphasen zum Tragen kommt. 
Verbraucherinnen und Verbraucher sollen den digita­
len Produktpass beispielsweise nutzen, wenn ein Pro­
dukt kaputtgeht. Das ist insofern eine Herausforde­
rung, als sie das Produkt bereits einige Zeit zu Hause 
haben und der DPP in dem Moment nicht mehr prä­
sent ist. Durchführungsintentionen, die damit interna­
lisiert werden sollen, sind also: „Wenn mein Produkt 
kaputt ist, konsultiere ich den digitalen Produktpass 
zu Hinweisen, wie ich das Produkt reparieren kann.“ 
Außerdem: „Wenn ich mein Produkt nicht reparieren 
kann, konsultiere ich den digitalen Produktpass zu 
Hinweisen der richtigen Entsorgung.“ Auch hier kann 
man sich die bessere Eingängigkeit von Szenarien und 
konkreten Beispielen zunutze machen.

Unabhängig von den beiden Szenarien „Reparatur­
label“ und DPP könnte das Instrument der Durch­
führungsintentionen auch im Rahmen der persön­
lichen Verbraucherberatung eingesetzt werden.
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7.1	 Gegenstand und  
Zielstellung
Der vorliegende Policy Brief problematisiert vor dem 
Hintergrund der besonderen instrumentellen verbrau-
cherpolitischen Bedeutung der Verbraucherinforma-
tion das Themenfeld der Verbraucherkommunikation. 
Sein wesentliches Ziel besteht im qualifizierten und 
zielgruppengerechten Transfer empirisch bewährter 
Theorien und Konzepte der betrieblichen (Marketing-)
Kommunikation in die Verbraucherpolitik. Zudem sol-
len etwaige Managementdefizite thematisiert werden, 
wie bspw. eine nicht hinreichend operationale Zielset-
zung, ggfs. wenig adäquate Budgetierungen sowie 
fehlende Impact-Assessments. Das Thema ist immer 
wieder relevant und kann ex-ante, ex-interim oder ex-
post zu Krisen positioniert werden. Es kann aber auch 
bereits bestehende Vorhaben flankieren (z. B. die  
europäische Verordnung über künstliche Intelligenz).

7.2	 Empfehlungen an die  
(Verbraucher-)Politik

Unsere vor diesem Hintergrund vorgenommenen Ana-
lysen zeigen, dass die Integration der skizzierten Theo-
rien und Konzepte der betrieblichen (Marketing-)Kom-
munikation in die Verbraucherpolitik und deren und 
Anwendung hilfreich sein könnten, um die von den ver-
braucherpolitischen Akteuren verfolgte Verbraucher-
kommunikation weiter zu professionalisieren. Die mit-
hilfe der beiden gewählten Beispiele – Einführung eines 
Reparaturlabels bzw. des digitalen Produktpasses – 
vorgenommenen Konkretisierungen verdeutlichten die 
in diesem Zusammenhang bestehenden Potenziale und 
Professionalisierungschancen. Vor diesem Hintergrund 
spricht der SVRV die folgenden Empfehlungen aus.

1.	 Die Verbraucherpolitik sollte beachten, dass eine 
Bereitstellung von Daten und Labeln nicht unmit-
telbar auch eine Verbraucherinformation darstellt. 
Dies ist nur dann der Fall, wenn die Datenbereit-
stellung eine Wirkung bei den Verbraucherinnen 
und Verbrauchern entfaltet. Der SVRV weist darauf 
hin, dass viele vermeintliche Verbraucherinforma-
tionen diesen Anspruch nicht erfüllen.

2.	 Verbraucherpolitische Kommunikationsmaßnahmen 
sollten künftig besser strukturiert werden. Einen 
möglichen Ansatz dafür bildet der sogenannte „Re-
gelkreis der Marktkommunikation“. In diesem Zu-
sammenhang sollte vor der jeweiligen Maßnahme 
zunächst einmal der mit der jeweiligen Zielvariable 
(z. B. Akzeptanz und Nutzung eines neuen Labels) 
verbundene Ist-Zustand definiert und nach Möglich-
keit erfasst werden. Darauf aufbauend sollte die 
Politik operationale Ziele definieren, verschiedene 
Strategien zur Rahmung der jeweiligen Maßnahmen 
entwickeln und diskutieren sowie vorab die notwen-
digen finanziellen und nicht-finanziellen Mittel zur 
Verfügung stellen. Ergänzend sollten bereits im Vor-
feld Maßnahmen und Methoden zur Zielerreichungs-
kontrolle entwickelt und etabliert werden. Geschieht 
dies nicht, besteht die Gefahr, dass die entsprechen-
den Maßnahmen wirkungslos verpuffen und die 
finanziellen Mittel verschwendet werden.

3.	 Eine wichtige Determinante der kommunikativen 
Wirkung bildet das Involvement der Verbrauche-
rinnen und Verbraucher. In Bereichen, Situationen, 
Bedarfsfeldern und Verbrauchergruppen, in denen 
dieses Involvement nicht vorhanden ist, sollten 
Maßnahmen entwickelt werden, um es zu schaffen. 
Gelingt dies nicht in hinreichendem Maße, sollte 
der entsprechende Mitteleinsatz kritisch geprüft 
werden.

4.	 Bei der Gestaltung kommunikativer Maßnahmen 
sollte gerade im Hinblick auf die oft erfolgskriti-
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Handlungsempfehlungen



38 EFFEKTIVE VERBRAUCHERKOMMUNIKATION

sche Bedeutung sozialer Medien der Aspekt der 
zweistufigen Kommunikation verstärkt berücksich-
tigt werden. Damit einhergehend könnte die Schaf-
fung und Koordination eigener kommunikativer 
Ressourcen und Kompetenzen im digitalen Kontext 
weiterentwickelt werden. Zudem wäre es ratsam, 
ggf. bedarfsfeldspezifische Kommunikationsnetz-
werke zu bilden bzw. weiterzuentwickeln. In die-
sem Zusammenhang wäre auch die Entwicklung 
und Nutzung ggf. spezifischer Ansätze der Erfolgs-
kontrolle ratsam, die eine systematische Weiter-
entwicklung der verbraucherpolitischen Kommuni-
kationsfähigkeiten ermöglichen.

5.	 Immer dann, wenn es das Ziel der Verbraucherpoli-
tik ist, die Verbraucherinnen und Verbraucher zu 
einem bestimmten Verhalten zu motivieren, sollten 
bei der Entwicklung entsprechender Maßnahmen 
die Erkenntnisse der Selbstbestimmungstheorie 
beachtet werden. Wichtig wäre es dabei, die Auto-
nomie der Verbraucherinnen und Verbraucher im 
Blick zu haben bzw. zu stärken. Dieser Aspekt soll-
te auch bei der Nutzung von Ansätzen und Instru
menten berücksichtigt werden, die unter dem 
Rubrum „Nudging“ diskutiert werden. Bei deren 
Integration wäre zudem eine ergänzende Prüfung 
ihrer (ökologischen) Validität ratsam. Hier könnten 
verbraucherwissenschaftliche Expertisen, die un-
ter anderem im Bundesnetzwerk Verbraucherfor-
schung vorhanden sind, wertvolle Beiträge leisten.

6.	 Im Hinblick auf die Frage, wie man Verbraucherin-
nen und Verbrauchern ein bestimmtes Verhalten 
nahelegen kann, sollte die Verbraucherpolitik nicht 
nur Wissen und Einstellungen der Verbraucherin-
nen und Verbraucher adressieren, sondern auch 
verstärkt den Aspekt der Handlungsumsetzung 
adressieren. Modelle der Handlungsphasen, das 
Konzept der Durchführungsintentionen und die 
Construal-Level-Theorie bieten hier wichtige An-
satzpunkte. Gemeinsame Erkenntnis dieser An-
sätze ist, dass Kommunikation konkreter und be-
zogen auf Handlungssituationen ausgerichtet sein 
sollte. Dies lässt sich u. a. erreichen durch konkrete  
Anwendungshinweise und den Einsatz von Sze-
narien, um Verbraucherinnen und Verbrauchern 

33	 Dies wird deutlich, wenn man diesen Betrag in Relation setzt zu den Werbeausgaben im betrieblichen Bereich. Diese beliefen sich bspw. bei 
Procter & Gamble, dem größten Werbetreibenden in Deutschland, allein im Mai des Jahres 2024 auf gut 192 Mio. Euro (Saal, 2024). Dies ent-
spricht dem 27-Fachen des jährlichen BMUV-Budgets für Verbraucherinformation.

die aktive Nutzung im Alltag zu verdeutlichen. 
Neben der medialen Kommunikation könnten die-
se Ansätze auch in der Verbraucherberatung eine 
systematische Berücksichtigung finden. Die Ver-
braucherpolitik könnte hier einen systematischen 
Wissenstransfer zwischen Verbraucherforschung 
und Verbraucherberatung mit dem Ziel der weite-
ren Professionalisierung der Verbraucherberatung 
ermöglichen. Denkbar wären bspw. die Etablierung 
entsprechender Wissenstransferformate bzw. von 
kooperativ angelegten Institutionen (z. B. „Kompe-
tenznetzwerk Verbraucherkommunikation“). Diese 
könnten u. U. auch kooperative Forschungsprojekte 
betreiben, um die entsprechenden Theorien und An-
sätze den spezifischen Bedarfen der Verbraucher-
beratung anpassen zu können. Hierzu wäre eine 
Erhöhung der für die Verbraucherforschung vorge-
sehenen Mittel notwendig.

7.	 Insgesamt erscheint es notwendig, für die Ver-
braucherkommunikation deutlich mehr Mittel zur 
Verfügung zu stellen. Die derzeit im Haushalt des 
BMUV für die Verbraucherinformation budgetier-
ten gut 7 Mio. Euro dürften keinesfalls ausreichend 
sein, um eine den aktuellen Herausforderungen 
entsprechende Verbraucherkommunikation zu er-
möglichen.33
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